
Zwischen  Ohmacht  und
Rechtsrutsch:  Was  können
Revolutionär:innen  in  der
Linksjugend tun?
von der Revolution Leitung, aus der REVOLUTION Zeitung von Juli 2025, 7
Minuten Lesezeit

Bei  den  Bundestagswahlen  konnte  die  Linkspartei  massiv  Punkten  und
befindet  sich  in  einem  überraschenden  Aufschwung.  Über  50.000  neue
Mitglieder und 8% bei der Wahl gehen auch an der Linksjugend Solid nicht
vorbei.  Diese  neuen  Mitglieder  bringen  frischen  Wind  in  die  Segel  der
verknöcherten  Strukturen,  was  sich  an  der  Annahme  der  JDA-
Antisemitismusdefinition  beim  letzten  Parteitag  widerspiegelt.  Was
vielversprechend klingt,  wirft  aber  die  zentrale  Frage  auf  den  Plan,  für
welche Politik wollen Solid und Die Linke einstehen? Denn die Vergangenheit
darf nicht einfach vergessen werden, dass die Linke und die Solid Totgesagt
wurden hatte einen Hintergrund. Es konnten Mobilisierungen nicht genutzt
werden,  es  wurde  wenig  selber  initiiert  und  inhaltliche  Punkte  wurden
schwammig gesetzt. Für Revolutionär:innen stellt sich also auch die Frage,
wie das verändert werden kann.

Organisierende Klassenpartei
Die aktuelle politische Lage ist von Krisen geprägt. Die Krise des deutschen
Imperialismus  führt  zu  Militarisierung,  der  Rechtsruck  –  ob  AfD-
Umfragewerte,  Abschottungspolitik,  Abschiebungen  oder  der  Aufschwung
der  Nazijugenden  –  schreitet  weiter  voran  und  die  Merzregierung  plant
immer weitere Angriffe auf die Arbeiter:innen und Jugend mit Kürzungen für
die  Bildung,  bei  Jugendclubs  und  anderen  Freizeitaktivitäten.  Die
Lebenshaltungskosten steigen ins Unermessliche. Wenn Die Linke sich als
„organisierende Klassenpartei“ versteht, dann muss sich das auch in ihrer
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Jugendorganisation widerspiegeln. Es reicht einfach nicht, nur bei Protesten
mitzumachen,  die  Solid  muss sich selber  als  Kraft  verstehen,  die  diesen
initiiert – das wirft jedoch Fragen auf, wofür sie eigentlich steht. Um die
Aufgaben  der  aktuellen  Zeit  zu  bewerkstelligen  und  auf  die  politische
Situation eine Antwort zu geben, braucht es eine klare politische Analyse und
Methodik, die aufzeigt, wie man die kommenden Angriffe nicht nur abwehrt,
sondern die Kämpfe dahin führt,  dass konkrete Verbesserungen erkämpft
werden.  Ansonsten  werden  wir  aus  der  Defensive  nicht  rauskommen.
Konkret bedeutet das, Bündnisse zu schmieden mit den Gewerkschaften und
anderen  linken  Jugendorganisationen,  mit  einem  politischen  Plan  und
konkreten  Forderungen.  Diese  könnten  sein:

Klassenkampf der neuen Regierung und dem Generalangriff: Gegen Agenda
2030!  Gegen  Aufrüstung  und  Militarisierung!  Gegen  Rechtsruck  und
Rassismus!  Für  internationale  Solidarität!
Klassenkämpferische Politik auf der Straße und in den Gewerkschaften: Bruch
mit der Sozialpartner:innenschaft!
Gegenmacht  aufbauen:  Nein  zum  Reformismus,  für  eine  revolutionäre,
internationalistische Kampfpartei!

Für eine revolutionäre Fraktion in der Solid
und Linkspartei!
Es ist nicht zu erwarten, dass sich die Solid von heute auf morgen einfach so
ändert.  Um  so  wichtiger  ist  es,  dass  wir  uns  als  (subjektive)
Revolutionär:innen zusammenschließen zu einer Fraktion. Diese darf nicht
auf  dem  Stadium  einer  losen  Vernetzung  bleiben  wie  es  der  BAK
Klassenkampf  aktuell  ist,  sondern  muss  ein  politisch-inhaltlicher
Zusammenschluss sein,  der nicht bloß in der Solid,  sondern auch in der
Linkspartei  agiert.  Die  Basis  davon  muss  eine  tiefe  Diskussion  und
Auseinandersetzung  mit  Antimilitarismus,  Internationalismus  und  dem
Subjekt der Veränderung, sowie Klarheit über den Charakter der Linkspartei
als reformistische Arbeiter:innenpartei sein. Sicherlich ist es illusorisch zu
glauben,  aktuell  alle  Teile  einer  solchen  Fraktion  hinter  ein  klar
revolutionäres Programm zu vereinen, doch ein Pluralismus wie er in der



Linken/solid  vorherrscht,  ist  zu  gewissem  Grad  schädlich,  was  sich  bei
Themen wie Palästina oder Iran besonders zeigt. Die Fraktionierung muss
sich beim BuKo in Kampagnenvorschlägen und LVVn widerspiegeln und auch
in die Linkspartei versuchen hineinzuwirken. Dabei dürfen wir keine Angst
davor haben, dass Gelder gekürzt werden!

Es  kann sich  lohnen,  vom Organizing  zu  lernen,  die  positiven  Elemente
mitzunehmen  und  auf  Schulen  und  Ausbildungsplätze  zu  übertragen  –
allerdings muss klar sein: Organizing ist ein Mittel, keine Strategie!

Die  Solid  könnte  im  Themenfeld  Antimilitarismus  Kampagnen  gegen  die
Bundeswehr an Schulen machen. Dabei könnte jedes Mitglied sich zum Ziel
setzen,  2-3  Klassengenoss:innen  in  der  Schule  dazu  zu  interviewen  und
anschließend in Aktion zu bringen. Dabei müssen konkrete Forderungen zur
Situation  vor  Ort  mit  der  gesamtgesellschaftlichen  Dynamik  verbunden
werden (bspw. „kein Werben fürs Sterben – Bundeswehr raus aus unseren
Schulen! Wir bestimmen, wer an unsere Schule kommt!“). Neben dem Aspekt
der Organisierung vor Ort, muss sich die Solid auch zur Aufgabe machen,
ihre eigene Mitgliedschaft zu schulen. Woher kommt Krieg? Was sind die
Antworten der Arbeiter:innenbewegung? Wie kommen wir zu einer breiten
Antikriegsbewegung?  Die  Linke  muss  diese  Kampagnen  unterstützen,
gleichzeitig  muss  die  Solid  als  kämpferischerer  Teil  der  Linken  die
Mutterpartei herausfordern – inhaltlich und praktisch – und so den Weg für
eine  Klassenkämpferische  Partei  bereiten.  Sie  muss  sich  gegen  jegliche
Aufrüstung  (inklusive  sogenannter  Verteidigungsfähigkeit)  des  deutschen
Imperialismus  richten  und  dem  imperialistischen  Projekt  der  EU  die
Perspektive  der  vereinigten  sozialistischen  Staaten  von  Europa
entgegensetzen und die Abgeordneten, die im Bundesrat den Weg für die
Hochrüstung des deutschen Imperialismus geebnet haben, zur Rechenschaft
ziehen.
Auch  zu  Palästina  müsste  die  Solid  mit  ähnlichen  Kampagnen  arbeiten.
Forderungen müssten sich gegen das Kuffiya-Verbot  in  Berlin,  die  Israel
1948-Bröschüre, die an Neuköllner Schulen verpflichtend werden sollte, und
die Repression gegen Palästinasolidarität richten. Es braucht die Forderung
nach der Niederlage Israels und der USA im Krieg gegen den Iran und im



gesamten  Nahen  Osten  und  das  Recht  auf  Widerstand  seitens  der
Unterdrückten.  Das bedeutet  auch den Kampf gegen den Pazifismus der
Mutterpartei  und  deren  Perspektive  einer  „vernünftigen,  gerechten“
imperialistischen  Politik,  die  sie  als  gesamtes  nicht  bekämpft.

Probleme der linken Fraktion
Mit dem BAK Klassenkampf hat die Linksjugend im vorletzten Jahr erstmals
seit Jahren eine dediziert linke Plattform bekommen. Der Anspruch des BAKs
ist die politische Ausrichtung der Solid entschieden nach links zu bewegen.
Dieses Vorhaben ist in jedem Fall zu begrüßen und in der Vergangenheit hat
sich gezeigt, dass die Intervention auch in der Zusammenarbeit mit anderen
progressiven linken Organisationen mündete und der gemeinsame politische
Kampf erfolgreich Früchte trug.

Zugleich  hat  sich  jedoch  gezeigt,  dass  der  BAK  in  seiner  Funktion  als
Sammelbecken seine politischen Positionen immer weiter differenzierte und
es zu einer zunehmenden Verwässerung der Linie des Arbeitskreises kam.
Die anfängliche Einheit und gezielte Ausrichtung haben sich zunehmend zu
einem losen Zusammenschluss linksoppositioneller Ideen gewandelt. Um die
Linksjugend jedoch grundlegend zu verändern und ihre politische Stagnation
zu überwinden, braucht es mehr als das. Dazu gehört auch, dass man den
linksreformistischen  und  zentristischen  Fraktionen  der  Linksjugend  ein
inhaltliches Programm entgegensetzt, welches die Funktion und Stellung der
Solid als Ganzes reflektiert. Angesichts des Aufschwungs der Partei ist es
notwendig,  das  Wegducken  vor  der  Realität  seitens  der  Partei-  und
Verbandsspitzen anzuprangern und mit einem revolutionären Programm vom
Reformismus wegzubrechen. Die Debatte um die Strategie des Verbands ist
zentraler  Bestandteil  dabei:  Bleiben  wir  beim  Haustürwahlkampf,
Demobesuchen und Hoffen auf den Parlamentarismus oder bauen wir eine
Widerstandskraft  der  Arbeiter:innenklasse  auf,  die  den  Angriffen  der
Regierung  und  dem  Kapital  den  Kampf  ansagt?



Schlussfolgerung:  Was  ist  also  die  Aufgabe
von Revolutionär:innen?
Zentral  ist  es  also,  aktiv  die  Debatte  über  Strategien  zu  suchen.  Der
Reformismus wird sich nicht von selbst entlarven, wir brauchen konkrete
Taktiken  und  müssen  in  Neuformierungsprozesse  eingreifen.  Eine  Arbeit
innerhalb  des  Verbands  ist  nur  dann  sinnvoll,  wenn  der  Reformismus
konsequent kritisiert und praktisch bekämpft wird. Es gilt insbesondere den
reformistischen Apparat der Solid und Linkspartei anzugreifen und durch die
tägliche Arbeit als Bewegungshemmend zu entlarven.

Die Politik, die die Linke macht wird entscheiden, ob und wie erfolgreich die
kommenden Angriffe der neuen Regierung abgewehrt werden können. Viele
sind eingetreten mit der Hoffnung, dass die Partei diese Kämpfe führt und
mit Illusionen in den bürgerlichen Staat. Die Aufgabe für Revolutionär:innen
ist also mit diesen Leuten im gemeinsamen Kampf Erfahrungen zu sammeln
und  vom  Reformismus  und  damit  auch  von  Partei  und  Verband
wegzubrechen. Es geht darum, die kommenden Angriffe abzuwehren – nur
danebenstehen und erzählen, dass die uns eh verraten werden, reicht nicht,
weil sich Reformismus scheinbar natürlich reproduziert im Kapitalismus und
wir uns so nur selbst isolieren.

Es  gilt  den  Kampf  zu  führen  für  inhaltliche  Positionen  und  für  eine
revolutionäre Fraktion in der Linksjugend Solid sowie der Linkspartei! Wir
laden  euch  dazu  ein,  mit  uns  darüber  zu  diskutieren  und  gemeinsam
aufzubauen!

My  Body,  My  Future:
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Jugendliche  müssen  abtreiben
dürfen!
Von Blue, August 2025

Stell dir vor, du bist 16 Jahre alt und stehst kurz vor deinem Abschluss. Die
kommenden Jahre hast du schon durchgeplant: Ausbildung, Studium oder
Work & Travel, von Zuhause ausziehen, endlich auf eigenen Beinen stehen.
Doch plötzlich der Schock: Du bist ungewollt schwanger. Sofort schießen dir
tausend Fragen durch den Kopf: Will ich überhaupt ein Kind? Wie soll ich das
finanzieren  ohne Abschluss?  Was  wird  aus  meinen Zukunftsplänen?  Was
wenn es meine Eltern oder Mitschüler:innen erfahren? Darf ich überhaupt
schon abtreiben?

Solche  Situationen  sind  alles  andere  als  Ausnahmen.  Laut  Forum
Sexualaufklärung  und  Famil ienplanung  s ind  über  50%  der
Schwangerschaften unter 20 Jahren ungewollt, und das betrifft jährlich rund
13.000 junge Frauen in Deutschland. Und selbst wenn man nicht unmittelbar
betroffen ist, werden die meisten irgendwann mal die Erfahrung machen,
ebenso sehr zu verzweifeln, wenn die Periode zu spät kommt. Dieser Artikel
gibt einen Überblick über die rechtliche Lage in Deutschland und erklärt,
warum unkomplizierte Zugänge zu Abtreibungen überlebenswichtig ist. Und
zwar vor allem für Jugendliche!

Darf ich überhaupt abtreiben?

In  Deutschland  ist  ein  Schwangerschaftsabbruch  nach  §218  des
Strafgesetzbuches immer noch offiziell  eine Straftat. Er bleibt aber unter
bestimmten Bedingungen straffrei, wenn …

… vorher eine verpflichtende Beratung bei einer anerkannten Stelle erfolgt
ist,

… nach der Beratung eine Wartezeit  von mindestens drei  Tagen bis  zur
Entscheidung eingehalten wurde,
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…  u n d  w e n n  d e r  A b b r u c h  s p ä t e s t e n s  b i s  z u r  z w ö l f t e n
Schwangerschaftswoche  durchgeführt  wird.

Die ehemalige Regierung aus SPD, Grünen und FDP hatte angekündigt, §218
grundlegend zu überprüfen und möglicherweise zu streichen.  Das würde
bedeuten,  dass  Abtreibungen rechtlich  nicht  mehr  als  Straftat  behandelt
werden.  Doch konservative  Kräfte  –  allen  voran CDU/CSU –  stellen sich
entschieden gegen solche Reformen. Jens Spahn, CDU-Fraktionsvorsitzender,
sprach sich mehrfach öffentlich gegen liberalere Regelungen aus und wollte
sogar Studien in Auftrag geben, die psychische Schäden durch Abtreibungen
„beweisen“ sollten – trotzdem zeigt die fünfjährige Turnaway-Studie mit 956
Teilnehmerinnen, dass 95 % der Frauen auch nach Jahren überzeugt sind,
die richtige Entscheidung getroffen zu haben.

Der mittlerweile abgeschaffte §219a – das sogenannte „Werbeverbot“ für
Ärzt:innen  –  hat  lange  verhindert,  dass  Ärztinnen  öffentlich  über
Abtreibungen informieren durften. Auch wenn das Gesetz gestrichen wurde,
herrscht  in  vielen  Praxen  weiterhin  Unsicherheit.  Viele  Mediziner:innen
haben  Angst  vor  Angriffen  oder  Rufschädigung  und  informieren  deshalb
kaum öffentlich über Schwangerschaftsabbrüche. Für Jugendliche bedeutet
das:  Sie finden schwer verlässliche Informationen – obwohl sie diese am
dringendsten bräuchten.

Was bedeutet das für Jugendliche konkret?

Für Jugendliche ist die Situation besonders belastend, da die Regelungen
uneindeutig sind!

Grundsätzlich gilt: Ein Mindestalter für eine Abtreibung gibt es nicht. Auch
Minderjährige unter 18 Jahren haben die Möglichkeit, eine Schwangerschaft
abbrechen zu lassen. Entscheidend ist dabei die „Einwilligungsfähigkeit“ der
Betroffenen.  Einwilligungsfähig  bedeutet,  dass  die  Reife  und  notwendige
Einsichtsfähigkeit  in  die  körperliche  und  mögliche  psychische  Tragweite
eines Schwangerschaftsabbruchs gegeben sind. Dabei werden Jugendliche
über  16  in  der  Regel  als  einwilligungsfähig  eingeschätzt,  bei  unter  16-
Jährigen kann es aber sein, dass die Ärzt:innen die Zustimmung der Eltern



verlangen.

Das  Problem  hieran  ist,  dass  diese  Einschätzung  von  Menschen
vorgenommen wird, die die Betroffenen nicht wirklich kennen und nur auf
Basis eines Gesprächs eine Einschätzung abgeben. Für manche Betroffenen
ist es aber keine Option, sich ihren Eltern anzuvertrauen und im schlimmsten
Fall geben sie ihre Zustimmung nicht und zwingen ihre Kinder, ungewollt ein
Kind zur Welt zu bringen.

Auch  Aufklärung  in  Schulen  ist  oft  ungenügend  oder  moralisch  gefärbt.
Jugendliche  wissen oft  gar  nicht,  wohin  sie  sich  wenden können –  oder
schämen sich so sehr, dass sie gar nicht erst Hilfe suchen.

Psychische und physische Belastung

Die Gesellschaft vermittelt Jugendlichen oft ein Gefühl von Scham, Schuld
oder sogar Isolation, da frühe Schwangerschaften immer noch verpönt sind:
Sowas komme nur in  „schlechten Familien“ vor  und sowieso sei  man ja
„selbst schuld“, wenn man schon Sex hat. Noch schlimmer, wenn die eigenen
Eltern eigentlich dagegen sind,  dass man überhaupt schon Sex hat,  was
(bezogen auf Mädchen) bei einem Viertel der Eltern in Deutschland der Fall
ist.  Diese  Erfahrungen  können  Betroffene  in  schwere  psychische  und
emotionale Krisen stürzen. Scham und emotionaler Druck führt nicht selten
dazu, dass eine Schwangerschaft erst viel zu spät erkannt wird und es dann
möglicherweise  rechtlich  zu  spät  ist,  noch  eine  legale  Abtreibung
durchzuführen.

Wird  der  legale  Zugriff  verwehrt,  greifen  jährlich  schätzungsweise  3
Millionen Mädchen im Alter von 15 – 19 Jahren auf der ganzen Welt zu
unsicheren  Abtreibungsmöglichkeiten.  Ein  Beispiel:  Manche  Jugendliche
versuchen eine Selbstabtreibung mit Medikamenten, die sie online bestellen,
und  zwar  dann  ohne  ärztliche  Kontrolle.  Andere  verwenden  gefährliche
Gegenstände,  um einen  Abbruch  selbst  herbeizuführen.  Diese  Methoden
können  durch  starke  Blutungen,  Infektionen  oder  dauerhafte  Schäden
lebensbedrohlich sein. Das passiert vor allem dort, wo legale Zugänge fehlen
oder junge Menschen glauben, sie hätten keine andere Wahl.



Soziale und wirtschaftliche Folgen

Wer jung ein Kind bekommt,  steht  vor  großen Herausforderungen.  Viele
junge  Schwangere  müssen  die  Schule  oder  Ausbildung  abbrechen,  weil
Betreuung fehlt. Häufig lehnen Eltern jede Hilfe ab oder setzen ihre Kinder
unter Druck, das Kind zu bekommen (oder eben abzutreiben) ganz nach ihren
Vorstellungen.

Jugendliche sind fast immer finanziell abhängig. Ohne eigenes Einkommen
muss man sich auf der mehr als dürftige staatliche Hilfssystem verlassen.
Frühe Elternschaft kann dazu führen, dass Lebenspläne komplett aufgegeben
werden müssen. Das Risiko für Arbeitslosigkeit,  soziale Ausgrenzung und
langfristige  Perspektivlosigkeit  steigt  um  ein  Vielfaches.  Teenagermütter
verlassen beispielsweise doppelt so häufig die Schule ohne Abschluss wie
ihre Altersgenossinnen. Unter solchen Verhältnissen ist der Weg zu einem
einigermaßen selbstbestimmten Weg unvorstellbar.

Unsere Körper gehören uns!

Diese Hürden sind kein Zufall. Sie passen zu einem System, das Frauen in
klassische Geschlechterrollen als Mütter und Hausfrauen zwingen will, da sie
so Sorgearbeit kostenlos im Rahmen ihrer Familie leisten und diese nicht von
den Kapitalist:innen finanziert werden muss. Gleichzeitig sorgen sie damit
für einen konstanten Nachschub an zukünftigen Arbeitskräften, die dann von
diesen ausgebeutet werden können. Gerade konservative bis offene rechte
Kräfte, die im momentanen Rechtsruck immer stärker werden, verbreiten ein
solch  unterdrückerisches  Frauenbild.  Es  gibt  zwar  auch  liberalere
bürgerliche Kräfte, die halbherzig das Recht auf Abtreibung verteidigen, aber
nur selten die ökonomische Dimension beachten: Finanzielle Unabhängigkeit
von  Familie  und  Partner,  ein  ausfinanziertes  Hilfssystem und  kostenlose
Gesundheitsversorgung!

Wir fordern also das Recht,  selbst  über unsere Körper zu entscheiden –
unabhängig davon, wie alt  wir sind. Schwangerschaftsabbruch darf keine
Frage von Geld, Angst oder Zustimmung sein. Es muss ein Recht sein, und
zwar für alle!



Deshalb fordern wir:

            •          Kostenloser Zugang zu Beratung, Verhütung und Abtreibung!

            •          Keine Zustimmung der Eltern für Abtreibung oder „Pille
danach“!

            •          Ärzt:innen müssen offen informieren dürfen!

            •          Mehr Hilfsangebote: Mutter-Kind-Häuser, anonyme Beratung,
Schutzräume, finanzielle Unterstützung!

            •          Aufklärung an Schulen, die informiert statt zu verurteilen!

            •          Abschaffung aller Gesetze, die unsere Selbstbestimmung
einschränken!

            •          Weg mit dem Druck, sich dem Ideal der bürgerlichen
Kleinfamilie  zu  beugen!  Für  eine  Welt  ohne  unterdrückerische
Geschlechterrollen  und  für  die  Vergesellschaftung  von  Haus-  und
Sorgearbeit!

The  necessity  of  a  youth
international: Road to revolution
by Max Macht, June 2025 – 7 minutes reading time

In general
Retrenchment policy, forced migration, war and climate change are merely
symptoms of capitalism which the global youth gets to experience. These
crises don’t exist as isolated phenomena. They are all the expression of the
increasing capitalist crisis. This is happening internationally: young people
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are being used as fuel at the front in context of the Ukraine war or the civil
wars in Sudan and Congo, they are met with waves of retrenchment policy in
dilapidated  schools  and  are  fleeing  from  war  and  climate  catastrophes
worldwide. The crisis is not a recent development but has its roots in the
financial crisis of 2008, which lead to mass dismissals as well as social cuts in
an attempt to unload the crisis onto the working class. As a reaction there
have been mass protests and fights against these attacks such as Syriza in
Greece or Podemos in Spain, which remained unsuccessful and resulted in
the defeat of the entire working class. The Covid pandemic has led yet to
another facet of the crisis through the interruption of the production process
as well as the temporary disruption of production chains, which triggered a
worldwide recession and taking on debt to get through it. In the end, this
simply  posed  a  delay  of  the  crisis  thus  giving  more  time  to  shift  the
consequences onto the working class, as we can see now and back in 2008.

The youth is even more affected
Young  people  are  especially  affected  by  these  crises.  We´re  not  only
experiencing  the  immediate  results  of  economic  instability  but  also  the
additional  oppression  of  youth  causing  unemployment  and  precarious
(working) circumstances. The youth is socially oppressed because they are in
a stage between childhood and fully entering the labor market. This stage is
designated by reproduction, meaning that its primary function is to secure
the continuation of production process which is characterized by preparing
us for the labor market and acquiring basic and specific skills on that ground.
The process is often not profitable because young people are still in a stage
of becoming a beneficial workforce instead of pressing out surplus value.
Furthermore, young people face even more exploitation because their work is
declared as simply “gathering experience”, making it less worthy. Beyond
that, the youth rarely gets to make decisions over their own life and are
strongly dependent on the bourgeois nuclear family.

Despite the oppression, its often young people standing in the front row on
the  streets,  in  protests  and  social  movements.  They  are  more  prone  to
understanding the contradictions of capitalism because they are still in the



process of being brought up by bourgeois ideology and are less demoralized
compared  to  older  workers  generations,  which  have  long  fought  in
movements without long term success. Young people often have less to lose
and are ready to sacrifice more. This actuality highlights the necessity for a
revolutionary youth international in order to address young people and to
introduce them to a revolutionary program.

Internationalism as the basis for revolution
Capitalism is in its highest stage, imperialism. In this phase, production and
capital are concentrated in a few monopolies and there is a fusion of banking
and industrial capital. There has also been an increase in the importance of
the export of means of production, i.e., capital over goods. This has led to the
formation of internationally operating monopolistic capital associations that
have divided the entire world among themselves. Capitalism is therefore a
global system, and the class enemy is organized internationally.

Since capitalism functions as a global system, the revolution must also be
international. An isolated revolution that only wants to bake its own bread is
doomed to failure, as the Stalinist degenerate workers‘ states such as the
USSR and the GDR have shown. The struggle against capitalism can only be
successful if  it  is organized internationally; the planning, implementation,
and analysis of national and local work must be based on the international
situation. In order to overthrow capitalism and achieve a socialist society, a
revolutionary international with a clear program that makes this its task is
needed.

Youth international as a communist fighting
organization
The basis of  an international youth organization must be a revolutionary
program. This program includes analyses and resulting demands that are
formulated on the basis of a transitional program, i.e., demands that build a
bridge  between  struggles  for  concrete  reforms  and  the  revolutionary
transition to  socialism,  with  the aim of  raising the consciousness  of  the



struggling workers and youth within these struggles and winning them for a
revolutionary program. This  stands in clear contrast  to  the Stalinist  and
social democratic “mini-maxi” programs, which contain and separate reform
demands on the one hand and maximum demands that are only possible
under socialism or communism on the other. Due to the lack of a bridge to
socialism  and  revolution,  the  maximum  demands  degenerate  into  mere
toothless Sunday speeches, while reformist demands are worked through in
day-to-day politics.

The program is the calling card of every organization. It shows what it fights
for and how it intends to wage these struggles. The program of a youth
international  must  contain clearly  defined demands and analyses for  the
struggle against  capitalism and for a socialist  future.  It  must reflect  the
experiences of the organization and the historical experiences of the workers‘
movement and be at the highest level of Marxist research. At the same time,
it is also an important tool for members to support their own activity and to
educate themselves. The program can also be used as a measurable element
to check the accuracy of past analyses and demands and to adjust them if
necessary. This also means that, for us, a program should not be set in stone,
but must be continually adapted and updated to current developments.

Bringing consciousness to the class
Revolutionary  consciousness  does  not  develop  through  purely  economic,
operational,  or  day-to-day  political  struggles.  In  order  to  fight  for  a
revolution,  workers  must  be  convinced  that  overcoming  capitalism  is
necessary and possible. This revolutionary consciousness requires knowledge
of Marxism and cannot develop spontaneously through class struggles, as
these remain at the level of reform and the goals can be achieved within
capitalism  without  directly  contradicting  it.  Therefore,  the  main  task  of
revolutionaries is to intensify existing struggles and bring the youth and the
working  class  into  contradiction  with  the  system.  Bringing  revolutionary
consciousness  into  the  class  by  winning  workers  to  a  revolutionary
program—this  is  a  task that  requires a  communist  organization.  For the
Youth  International,  this  means  bringing  class  consciousness  to  the



proletarian  youth,  especially  to  its  leading  sections.

Relationship to the revolutionary party
In general, the youth alone cannot overthrow capitalism. This task falls to the
proletariat. That is why it is essential for the Youth International to work
closely with the revolutionary party and the revolutionary international, to
engage in programmatic discussions, and to maintain formal relations. The
concrete relationship to the party, whether the youth is part of the party or
an organization that is  organizationally,  programmatically,  and financially
independent, cannot be generalized. This relationship must be determined
depending on the severity of the class struggle, repression, etc. However, it
is important that the youth are given the space to make their own mistakes
and  learn  from  them in  order  to  train  revolutionary  cadres  capable  of
fighting. But the Youth International also has the task of correcting political
mistakes  made  by  the  party  and  leading  the  struggle  for  revolutionary
politics, should this be necessary. The betrayal of social democracy during
and before the First World War illustrates where the Youth International,
unlike the Second International, had a clear anti-militarist understanding.

For  the  building  of  a  revolutionary  Youth
International!
The building of a Youth International cannot happen in a linear fashion. In
order to build an effective international youth organization, we must discuss
our program and theirs with other youth organizations. This task is all the
more urgent in a period of intensified class struggle, a global shift to the
right, and a general crisis of leadership among the proletariat and youth.
These discussions and the development of a common practice can lead to a
merger of  organizations on the basis of  a clear common program and a
revolutionary strategy.



Mobbing, Mädchentore, Militär-
Drill: Warum Schüler:innen den
Sportunterricht hassen und was
sich ändern muss
Von Erik Likedeeler, Dezember 2024

Mobbing  in  der  Umkleide,  Unwohlsein  und  Leistungsdruck  wegen  der
Notenvergabe: Warum ist der Sportunterricht für so viele Schüler:innen die
Hölle auf Erden? Um das herauszufinden, haben wir mit Schüler:innen aus
verschiedenen Bundesländern gesprochen. Ihre Erfahrungen und ihr Trauma
zeigen uns, dass es höchste Zeit ist, den Sportunterricht zu revolutionieren!

Mobbing in der Umkleide und auf dem
Platz
Der Sportunterricht bietet zahlreiche Gelegenheiten für Mobbing, und das
geht schon in der Umkleide los. Nicht umsonst ist „Locker Room Talk“ im
Englischen ein feststehender Begriff für patriarchales Sprücheklopfen unter
Männern.  Außerdem  wird  provoziert,  geklaut,  geschlagen  und  sich
gegenseitig  der  Homosexualität  „beschuldigt“.

Auch  in  der  Mädchenumkleide  wird  gemobbt,  häufig  in  Form  von
Bodyshaming,  z.B.  aufgrund  von  Behaarung  oder  Gewicht.  Lesbischen
Schülerinnen wird unterstellt,  sie würden ihre Mitschülerinnen anstarren.
Desha lb  i s t  es  auch  fa l sch ,  Mädchenumkle iden  oder  den
Mädchensportunterricht als „safe space“ zu romantisieren – aber dazu später
mehr. Trans Schüler:innen bleibt zum Umziehen meist nur das Klo übrig,
denn es ist eher die Ausnahme, dass sie in einer der beiden Kabinen sicher
sind.

Belästigungen und Übergriffe können ebenso bei Sportumkleiden auftreten.

https://onesolutionrevolution.de/mobbing-maedchentore-militaer-drill-warum-schuelerinnen-den-sportunterricht-hassen-und-was-sich-aendern-muss/
https://onesolutionrevolution.de/mobbing-maedchentore-militaer-drill-warum-schuelerinnen-den-sportunterricht-hassen-und-was-sich-aendern-muss/
https://onesolutionrevolution.de/mobbing-maedchentore-militaer-drill-warum-schuelerinnen-den-sportunterricht-hassen-und-was-sich-aendern-muss/
https://onesolutionrevolution.de/mobbing-maedchentore-militaer-drill-warum-schuelerinnen-den-sportunterricht-hassen-und-was-sich-aendern-muss/


So ist  es  an  manchen Schulen  üblich,  dass  Jungs  die  Mädchenumkleide
aufreißen,  um  diese  beim  Umziehen  zu  beobachten.  Auch  das  führt  zu
Unsicherheiten und dazu, dass sich manche lieber auf dem Klo umziehen und
trotz  sportlicher  Anstrengungen  ungern  nach  dem  Sportunterricht  die
Dusche  nutzen.

Auch der Rest des Sportunterrichts ist für viele eine Qual. Die Erfahrung, als
dickes,  „unsportliches“,  unbeliebtes  oder  körperlich  behindertes  Kind als
letztes  ins  Team gewählt  zu  werden,  ist  mittlerweile  zu einem richtigen
Meme geworden.

Im  „Team“-Sport  lernen  Schüler:innen  nicht  wirklich,  miteinander  zu
kooperieren. Einzelnen Schüler:innen wird die „Schuld“ gegeben, wenn ein
Team verliert.  Mädchen wird beigebracht,  dass sie  selbst  nicht  aufs  Tor
schießen, sondern den Ball lieber zu den „Jungs aus dem Verein“ passen
sollen, wenn sie von denen nicht angebrüllt werden wollen. Selbst wenn sie
dies tun, können sie nicht immer der verbalen Gewalt entgegenwirken.

Manche Lehrer:innen versuchen, den Sexismus durch mechanische Regeln
zu überwinden. Plötzlich ist dann die Rede von: „Mindestens ein Mädchen in
jedem Team“, „Mädchentore zählen doppelt“ oder „Mädchenliegestützen“.
Dieser hilflose und scheinheilige Versuch sorgt dafür,  dass Mädchen von
vorneherein als Ärgernis und weniger vollwertiges Teammitglied betrachtet
werden, das von Natur aus nicht in der Lage ist, sportlich zu sein. Wenn ein
Mädchen  abkommandiert  wird,  um  sich  strategisch  vor  dem  Tor  zu
positionieren,  wird  das  eigentliche  Problem  nicht  einmal  angekratzt.

Auch bei Turnübungen herrscht eine unsolidarische Kultur, bestehend aus
Glotzen,  Vergleichen,  Auslachen  und  Demütigen.  Einige  Schüler:innen
entwickeln so viel Angst vor dem Unterricht, dass sie über Jahre hinweg
fehlen oder sich absichtlich Verletzungen zufügen, um nicht teilnehmen zu
müssen.

Die Scham vor der eigenen Ungeschicktheit ist die Folge von Leistungsdruck.
Dieser begünstigt es, sich darüber zu freuen, wenn andere scheitern, um den
eigenen Platz in der Hackordnung zu sichern.



Geschlechtergetrennter
Sportunterricht? Nein danke!
An zahlreichen deutschen Schulen ist der getrennte Sportunterricht üblich.
In  geschlechtergetrennten  Sportkursen  werden  oft  auch  unterschiedliche
Sportarten unterrichtet: Während die Jungs Ballsport üben und sich raufen
dürfen, lernen die Mädchen Turnen oder Tanzen.

Über die Jahre bilden sich konditionierte Bewegungsmuster, die sich dann
„normal“ anfühlen. Während die einen lernen, zuzutreten, hinzufallen und
wieder  aufzustehen,  bekommen  die  anderen  Eleganz  und  Körperhaltung
vermittelt.  So  kommt  es  dazu,  dass  Kinder  glauben,  sich  bei  manchen
Sportarten „von Natur aus“ nicht wohlfühlen zu können. Besonders Mädchen
haben Probleme damit, die potentielle Stärke ihres Körpers zu erkennen und
zu nutzen. Wenn Jungs Interesse am Tanzen zeigen, führt das oft zu heftigem
Mobbing.

Manchmal wird die Zweiteilung damit begründet, dass die Mädchen einen
„sicheren Raum“ bräuchten, an dem sie Sport machen können, ohne das
Mackergehabe  von  Jungs  ertragen  zu  müssen.  Auch  die  Unsicherheiten
während  der  Pubertät  sollen  so  nicht  weiter  angefeuert  werden.  Diese
Maßnahme basiert auf der Erwartung von Heterosexualität:  Nur weil  die
Jungs  als  potentielle  Partner  dargestellt  werden,  macht  es  Sinn,  dass
Mädchen sich „unbegehrt“ fühlen könnten. Statt die Scham als gegebene
Tatsache vorauszusetzen, sollte Mädchen gar nicht erst eingeredet werden,
dass es peinlich wäre, wie sie beim Sport oder im Allgemeinen aussehen.

Auch die Jungs in einem eigenen Bereich zusammenzupferchen, ist keine
Lösung. Jungs sollten in ihren anzüglichen Kommentaren nicht auch noch
bestätigt werden. Auch andere Jungs sollten dem gewalttätigen Verhalten
ihrer Mitschüler nicht ausgesetzt sein! Stattdessen sollten wir von Anfang an
verlangen, dass Jungs nicht mehr darauf getrimmt werden, Machtkämpfe
über Sport und Gewalt auszutragen.

Wir  fordern,  dass  der  geschlechtergetrennte  Sportunterricht  abgeschafft



wird! Diese Zweiteilung, die auch im Leistungssport üblich ist, festigt die
Geschlechterverhältnisse  und ist  exkludierend gegenüber trans Personen.
Durch  den  rechten  Kulturkampf  diesbezüglich  werden  Vorurteile
festgenagelt, über angebliche Leistungsvorteile, die trans Frauen gegenüber
cis Frauen hätten. Das zeigte sich auch während Olympia 2024. Durch die
Übertragung  dessen  auf  den  Schulsport  wird  die  Trennung  weiter
naturalisiert  und  ein  kritisches  Hinterfragen  erschwert.

Weiterhin  fordern wir,  dass  die  Schüler:innen selbst  entscheiden dürfen,
welche  Sportarten  sie  lernen!  Einen  Vorschlag  haben  wir  schon:
Selbstverteidigungskurse, um sich effektiv gegen Übergriffe jeglicher Art zur
Wehr zu setzen!

Denn  auch  die  Rolle  der  Sportlehrer:innen  ist  nicht  zu  unterschätzen.
Manche der jüngeren Sportlehrer werden sogar als „Teil  von den Jungs“
gesehen und mobben fleißig mit. Sexistische Kommentare wie „du bist doch
kein Mädchen“, um einen Jungen für vermeintliche Schwäche abzustrafen,
sind da keine Seltenheit.

Sportlehrer:innen haben tendenziell eine größere Machtposition als andere
Lehrer:innen,  denn  ein  körperbezogenes  Unterrichtsfach  begünstigt
Belästigung. Studien bestätigen dies. Der Sportunterricht ist demnach das
Fach ,  we lches  besonders  an fä l l ig  für  Be läs t igungen  und
Grenzüberschreitungen ist.  Eine Studie (Wagner & Knoke 2022)  zählt  in
diesem Kontext auf, dass bei Mädchen Wert auf enge Sportkleidung gelegt
wurde,  was  teilweise  die  Notengebung  beeinflusste,  dass  anzügliche
Kommentare gemacht wurden, die Umkleiden unangekündigt und gegen den
Willen der Schüler:innen betreten wurden, und dass die Hilfegriffe während
des Turnens als grenzüberschreitend wahrgenommen wurden.

„Lehrer,  die  meine Periodenkrämpfe nicht  als  Entschuldigung sehen,  die
einen mit ‚Hilfegriffen‘ an der Hüfte packen oder Videos von einem machen,
kenne  ich  nur  zu  gut“,  wie  ein:e  Schüler:in  uns  berichtet.  Schon  eine
Betreuung  durch  mehrere  Lehrer:innen  könnte  helfen,  diese  Willkür  zu
verringern. Lehrkräfte sollten beispielsweise bei Hilfsgriffen nachfragen und
offen darüber kommunizieren. Außerdem brauchen wir an jeder Schule eine



von Schüler:innen, Lehrkräften und anderen Schulmitarbeiter:innen selbst
verwaltete  Antidiskriminierungsstelle,  mit  der  Befugnis,  übergriffige
Lehrkräfte  zu  suspendieren!  Mehr  zu  diesen  Antidiskriminierungsstellen
könnt ihr in diesem Artikel nachlesen (Link).

Bodyshaming  und  BMI  raus  aus  dem
Unterricht!
Wir  alle  kennen diese  Motivationssprüche,  die  uns  einreden,  dass  Sport
immer  grauenhaft  sein  müsste.  No  pain,  no  gain.  Sei  stärker  als  deine
stärkste Ausrede. Schmerz ist Schwäche, die deinen Körper verlässt. Wer
hinterher nicht außer Atem ist, der hat etwas falsch gemacht. Wer keinen
Muskelkater und keine zittrigen Knie hat, hat sich nicht genug angestrengt.
Wer nicht an die eigenen Grenzen gehen will, kann es gleich lassen.

Wir lernen, dass es im Menschen etwas Böswilliges und Hasserfülltes gäbe,
das  wir  bezwingen  müssen.  Immer  geht  es  darum,  den  „inneren
Schweinehund“ zu überwinden – eine Metapher der Willensschwäche, welche
auch  von  Sozialdemokraten  und  Kommunisten  verwendet  wurde,  aber
letztlich in der Soldatensprache der Nazis populär wurde. Hierbei war die
Überwindung  von  Faulheit  und  mangelnder  Disziplin  die  entscheidende
Bedeutung.

Gesellschaftlich gibt es seit dem Aufstieg der Wellness-Kultur in den 2000er
Jahren die Tendenz, sich über die eigene Fitness und den funktionierenden
Körper  zu  definieren.  Das  beschert  uns  heute  immer  mehr  Fälle  von
Essstörungen und Sportsucht, die bereits bei Kindern auftreten.

Während Mädchen beigebracht  bekommen,  dass  sie  möglichst  dünn sein
sollen  und in  der  Umkleidekabine  ihre  sichtbaren Rippen zählen,  lernen
Jungs, dass ihre Muskeln ihre Männlichkeit repräsentieren würden.

Wie ein:e Schüler:in erzählt: „Das konstante Vergleichen meines Körpers, der
schon immer anders war, hat mir dauerhaft geschadet. Als ich tief in meiner
Essstörung  war  und  mit  Depressionen  kämpfte,  war  mir  beim  Sport



regelmäßig schwarz vor Augen, häufig bin ich auf der Laufbahn getorkelt.
Niemanden hat es interessiert.“

Bei vielen Sportarten wie Fußball geht es darum, viel Raum einzunehmen –
und daran, wie viel Raum wir mit unserem Körper einnehmen können, zeigen
sich Trauma, Bodyshaming und Unterdrückung. Als weibliche oder queere
Schüler:innen sollten wir lernen dürfen, dass uns dieser Raum zusteht, und
dass wir ihn nutzen dürfen!

Doch die Abwertung der Körper wird dramatisch verstärkt, wenn es zum Teil
des  Sportunterrichts  gemacht  wird,  sich  öffentlich  zu  wiegen  und  den
eigenen BMI zu messen. Dabei handelt es sich um ein Diätwerkzeug, das
ursprünglich nicht als Indikator für „Gesundheit“ entwickelt wurde, sondern
dafür, die Militärtauglichkeit junger Männer festzustellen. Diätkultur hat im
Unterricht nichts zu suchen und der BMI gehört in die Tonne getreten!

Weg mit den Sportnoten und weg mit
dem Cooper-Test!
Wenn wir schon darüber sprechen, uns von Bullshit-Bewertungsskalen wie
dem BMI zu verabschieden, sollten wir uns als Nächstes die Abschaffung der
Noten vornehmen.

Dafür  müssen  wir  die  Idee  loslassen,  dass  Sportleistungen  überhaupt
vergleichbar wären. Menschen haben verschiedene Körper, besonders in der
Pubertät  sind  die  Unterschiede  enorm.  Auch  die  Lebensumstände,
Trainingsmöglichkeiten, Motivationen und Ziele sind verschieden. Nicht für
alle ist es möglich oder erstrebenswert, den Körper zu einer bestimmten
Leistung zu pushen.

Bei zahlreichen Leistungen ist es fragwürdig, sie objektiv messen zu wollen:
Wie soll man Fairplay beim Ballspiel oder die Eleganz einer Choreographie in
eine Zahl umrechnen?

Die  starren Lehrpläne,  die  nur  auf  das  Erbringen genormter  Leistungen
ausgerichtet sind,  machen den Unterricht unflexibel.  Wenn am Ende des



Schuljahres noch eine Laufnote fehlt, dann wird auch schon mal draußen bei
35 °C um den Platz gerannt.

Ein Beispiel, das Schüler:innen besonders quält, ist der Cooper-Test, bei dem
es darum geht, so schnell und so weit wie möglich zu rennen. Ursprünglich
wurde diese standardisierte Prüfung für das US-Militär entwickelt und wird
in  Aufnahmeprüfungen  für  die  Bundespolizei  und  die  Fremdenlegion
verwendet.  Er  wird  jedoch  auch  in  deutschen  Abiturprüfungen  verlangt.

Dieser Drill ist nicht nur pädagogisch sinnfrei, sondern auch ungeeignet für
Schüler:innen.  Nicht  selten  kommt  es  vor,  dass  sie  über  ihre  eigenen
Grenzen  gehen  müssen  und  zusammenbrechen.  Eine  Studie  der  Uni
Heidelberg kam zum Ergebnis, dass der Test für Laufunerfahrene, also fast
alle Schüler:innen, völlig ungeeignet sei und keine Noten darauf vergeben
werden sollten (Ulrich 2006).

Es kommt zum Vorschein, dass es beim Sportunterricht in Deutschland schon
von  Beginn  an  darum ging,  Jugendliche  zu  disziplinieren  und  ihnen  die
Faulheit  auszutreiben,  um  sie  zu  ausdauernden,  fleißigen,  braven
Arbeiter:innen  und  wehrfähigen  Soldaten  heranzuziehen.

All das sind gute Gründe, den Cooper-Test im Speziellen und die Sportnoten
im Allgemeinen auf  den  Müllhaufen  der  Geschichte  zu  verbannen.  Auch
freiwillige  Benotung  oder  irgendein  „softerer“  Notenersatz  in  Form von
Buchstaben oder Ankreuzbögen werden das Problem nicht lösen. Denn Noten
sollen nicht dafür sorgen, dass wir uns besser fühlen oder dass uns geholfen
wird.

Ihre Funktion ist es, dass unsere späteren Bosse uns leichter in Schubladen
stecken und uns effizienter ausbeuten können. Sie trainieren uns an, dass wir
uns für die Meinung anderer verbiegen und verausgaben, auch wenn wir
eigentlich  andere  Interessen  und  Bedürfnisse  haben.  Außerdem  sollen
Schüler:innen gegeneinander aufgehetzt und in ihren Interessen gespalten
werden, ganz so, wie es auch später in der Lohnarbeit passiert. Denn wenn
ein paar Sportskanonen mit sich selbst zufrieden sein können, müssen sie
sich  nicht  dafür  verantwortlich  fühlen,  ein  besseres  Bildungssystem  zu



erkämpfen, in dem alle sich wohlfühlen.

Ein  Sondervermögen  für  das
Bildungssystem!
Es ist kein Zufall, dass in Zeiten der Krise häufig der Sportunterricht wegfällt
oder gekürzt wird:  Wenn aufgrund von Krieg,  Inflation und Bundeswehr-
Sondervermögen irgendwo Ausgaben gesenkt werden sollen, dann muss das
Schulsystem zuerst dran glauben. Sport gilt dann plötzlich nicht mehr als
wichtige pädagogische Angelegenheit, sondern als „unnötiges“ Fach, das zu
viele Kosten verursacht.

Aber  warum sollten  wir  Kapitalist:innen dabei  helfen,  Kosten für  unsere
Schulausbildung einzusparen? Was hätten wir davon, wenn wir statt Sport
noch  zwei  weitere  Stunden  fremdbestimmten  Frontalunterricht  absitzen
würden – einfach nur, damit unser Stundenplan noch mehr Marktkonformität
bekommt?

Dass wir im Sportunterricht hauptsächlich Ballsport und Bodenturnen lernen
oder  stumpf  im  Kreis  rennen,  liegt  auch  daran,  dass  für  interessantere
Sportgeräte  das  Geld  fehlt.  Also:  Weg  mit  den  maroden,  unsicheren
Sportanlagen,  die  insbesondere  in  Verbindung  mit  Schlafmangel  und
Erschöpfung  die  Verletzungsgefahr  erhöhen.

Was wir stattdessen brauchen, ist die volle Ausfinanzierung in den Aufbau
und Betrieb von neuen Sportangeboten – nicht nur an reichen Privatschulen,
sondern  überall!  Auch  die  Sportkleidung  sollte  bei  Bedarf  bezuschusst
werden.  Zusätzlich  brauchen  wir  Sporthallen,  die  im  Winter  verlässlich
beheizt werden, alles bezahlt aus den Kassen der Kapitalist:innen.

Zudem brauchen wir im Unterricht mehr Zeit für Erklärungen und Theorie,
um  unnöt ige  Ver letzungen  von  Knochenbrüchen  bis  h in  zu
Gehirnerschütterungen zu vermeiden und einen sicheren Sportunterricht für
alle zu gewährleisten.



Muss Sport denn immer scheiße sein?
Wenn der Sportunterricht so viele Probleme macht, sollten wir ihn dann nicht
einfach  abschaffen?  Dazu  sagen wir:  Nein,  denn Sport  ist  ein  wichtiger
Bestandteil  des  sozialen  Miteinanders,  und  der  menschliche  Körper  ist
zweifellos  für  Bewegung  gemacht  –  niemand  von  uns  ist  wirklich
„unsportlich“.

Es ist traurig, dass viele Menschen sich keine Welt vorstellen können, in der
Bewegung  mit  Entspannung,  Ausgleich,  sozialen  Kontakten  und  Freude
assoziiert  wird,  anstatt  mit  Gewalt,  Trauma,  Diskriminierung  und
militärischem Drill.  Daher sollte unser Ziel sein, dass allen Schüler:innen
ermöglicht wird, zu erfahren, dass Bewegung innerhalb ihrer Möglichkeiten
sich  positiv  auf  verschiedene  Bereiche  wie  Psyche,  Körpergefühl  und
Entspannung  auswirken  kann.

Was wäre, wenn es im Sportunterricht kein übergeordnetes Ziel mehr gäbe,
an das alle sich halten müssen, wie Gewinnen, Rekordzeiten oder Perfektion?
Was, wenn es kein Versagen mehr gäbe und die Bewegung selbst das Ziel
wäre? Wenn es normal wäre, auf die eigenen Grenzen zu hören?

Wir können Sexismus, Queerfeindlichkeit und Leistungsdruck an der Schule
nicht bekämpfen, indem wir alldem aus dem Weg gehen. Stattdessen sollten
wir  unsere  miesen  Erfahrungen  als  Ausgangspunkt  nehmen,  um  echte
Lösungen zu finden und tatsächlich etwas an den Zuständen zu verändern.

Für uns ist klar, dass das nicht von heute auf morgen passiert. Wir sollten
zwar damit anfangen, die Probleme unserer Schule jetzt schon aufzugreifen.
Aber diese werden vom Kapitalismus und dessen Ideologie und Strukturen
beeinflusst,  weshalb  wir  verstehen  müssen,  dass  wir  eine  befreite
Gesellschaft  erst  erkämpfen  müssen.

Schönheitsideale,  Geschlechterrollen,  sexualisierte  Gewalt  und  Sexismus
sind  eng  verknüpft  mit  der  geschlechtsbedingten  Arbeitsteilung  in
Produktion  und  Reproduktion.

Nicht nur cis Frauen und Mädchen leiden unter dieser Unterdrückung, auch



für queere Personen leiten sich viele Probleme und ihre gesellschaftliche
Unterdrückung davon ab.

Um dies zu überwinden, muss der Kapitalismus zerschlagen und die Weichen
für eine solidarische Gesellschaft erkämpft werden – ohne Privatbesitz an
Produktionsmitteln und stattdessen mit einer Planwirtschaft unter Kontrolle
der Arbeiter:innenklasse.

Die  Jugend  nicht  den  Rechten
überlassen!
von Jona Everdeen, September 2024

Innerhalb diesen Jahres kam es zu einer massiven Zunahme rechter Gewalt.
Die  Anreise  zu  einer  Antifademo wurde  am Ostkreuz,  mitten  im hippen
Berlin-Friedrichshain, von Faschisten angegriffen, mehrere Antifas verletzt.
Gegen die CSDs in Bautzen und Leipzig kam es zu Gegenprotesten durch
Rechtsradikale, wobei diese in Bautzen in einem großen Mob durch die Stadt
zogen. Auffällig bei den rechten Banden: Sehr viele der Angreifer:innen sind
keine alten Nazikader, sondern Jugendliche. Doch warum folgen immer mehr
Jugendliche rechter Agitation? Und was können wir gegen den Rechtsruck in
der Jugend tun?

Die Rechte Szene formiert sich neu
Das  traditionelle  Bild  des  Neonazis  mit  der  Bomberjacke  und  den
Springerstiefeln gehört nun bereits seit längerer Zeit der Vergangenheit an.
Teilweise  durch  linke  Gegenprotesten,  aber  auch  aufgrund  innerer
Zersplitterung und Perspektivlosigkeit, brach in den späten 00er und frühen
90er  Jahren  der  Großteil  der  alten  Rechten  Szene  und  ihrer  Subkultur
zusammen, blieben lediglich einzelne Splitter davon sowie eine große Menge
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an alternden politisch inaktiven Faschos zurück. Die NPD erfuhr dann mit
dem  Aufstieg  der  AfD,  die  den  Großteil  ihres  Wähler:innenpotentials
verschlang,  ihren  (vermeintlichen?)  Todesstoß.

Doch die darauffolgende relative Ruhe sollte nicht lange wehren. Mit dem
3.Weg wurde bereits 2014 eine neue Organisation gegründet, der es gelang,
aus Teilen der NPD und der alten Kameradschaftsszene eine schlagkräftige
faschistische Kraft  auf  die  Beine zu stellen,  die  sich ideologisch auf  ein
strasseristisches Programm stützt. Mehr dazu in unserem Artikel „Der 3.Weg
–  Faschos  und  wie  man  sie  bekämpfen  muss“.  Deutlich  jünger  als  die
faschistische  Kleinstpartei  selber  ist  jedoch  ihre  Jugendorganisation,  die
Nationalrevolutionäre  Jugend  (NRJ).  Diese  bildet  inzwischen  den
dynamischsten Teil der Organisation und vor allem ihren militanten Kern. Die
NRJ ist in Berlin für mehrere Angriffe und Einschüchterungen gegen Linke
Aktivist:innen  und  Projekte  verantwortlich,  unter  anderem  wohl  auch
hauptsächlich  für  den  Angriff  auf  die  Antifas  am Ostkreuz.  Während  es
jedoch um die NRJ, zumindest in Berlin, nach einer staatlichen Razzia bei
ihren Kadern etwas ruhiger geworden zu sein scheint, blieb die Ruhepause
für Antifaschist:innen aus. Bereits kurz danach, beim Berliner CSD, trat eine
andere Rechte Jugendorganisation auf den Plan: „Deutsche Jugend Voran“
(DJV).

Zusammen mit „Jung und Stark“ (JS) ist die DJV eine Art Vorfeldorganisation
der  Jungen  Nationalisten  (JN),  der  Jugendorganisation  der  eigentlich
totgeglaubten NPD/Die Heimat. Vor allem auf sozialen Medien wie Instagram
versuchen diese  beiden  (pseudo-)Strukturen  zum Sammelbecken für  sich
nach rechts  orientierende Jugendliche  zu  werden.  Und zwar  bislang mit
Erfolg. Während die Mobilisierung gegen den Berliner CSD eher lächerlich
wirkte und die 25 Jungfaschos außer einer Polizeikontrolle nicht viel zu sehen
bekamen, sah es in Bautzen ganz anders aus: Dort gelang es einer von DJV
und  JS  angeführten  Nazimeute  den  CSD  erheblich  zu  stören  und  zu
bedrohen, auch weil die Sächsische Polizei damit kein Problem zu haben
schien. Wie groß das Personenpotential von DJV und JS Stand jetzt ist, ist
schwer  zu  sagen.  Allerdings  gibt  es  inzwischen  in  mehreren,  vor  allem
ostdeutschen Städten Ortsgruppen und es ist davon auszugehen, dass dieses



Phänomen nicht einfach wieder verschwinden wird. Auch muss beobachtet
werden,  inwiefern  diese  neuen  rechten  Jugendkräfte  mit  der  NRJ
zusammenarbeiten  werden.  Zumindest  in  Berlin  haben  sie  wohl  bereits
gemeinsame  Aktionen  durchgeführt  wie  eben  den  Angriff  am  Ostkreuz.
Allerdings ist das Verhältnis zwischen JN und NRJ wohl auch, zumindest
wenn man den sozialen Medien von Mitgliedern dieser Organisation glauben
schenkt, stark von Konkurrenz geprägt. Erwähnung finden muss außerdem
noch die  Anfang des  Jahres  gegründete  „Elblandrevolte“  aus  dem Raum
Dresden. Diese kann de facto als Dresdener Ortsgruppe der JN betrachtet
werden, vefügt aber, wohl auch aufgrund der scheinbaren organisatorischen
Unabhängigkeit, über ein sehr großes Kontaktumfeld über die Strukturen der
NPD/Heimat Jugendorganisation hinaus, und tritt sehr militant auf.

Hinzu  kommt  auch  noch  die  JA,  die  Jugendorganisation  der  AfD,  deren
Mitglieder ebenfalls bei der Anti-CSD Mobilisierung in Bautzen anwesend
waren,  die  allerdings  nicht  im selben Maße wie  die  offen faschistischen
Organisationen in Erscheinung tritt sondern eher im rechten Wahlkampf und
in sozialen Medien agiert. Doch die wichtigste Frage für uns: Wie gelingt es
diesen Kräften überhaupt Jugendliche für faschistische Ideologie und Praxis
zu mobilisieren?

Was zieht Jugendliche so an?
Die  verstärkte  Mobilisierung  Jugendlicher  durch  rechte  bis  faschistische
Kräfte, reiht sich ein in den gesellschaftlichen Rechtsruck, der im Zuge der
schwelenden Krise massiv an Fahrt aufgenommen hat. Da das kapitalistische
System nicht mehr in der Lage ist, seine Widersprüche selber zu lösen, und
durch  die  Führungskrise  der  Arbeiter:innenbewegung  und  Linken  eine
schlagkräftige  Bewegung  fehlt,  die  eine  reale  Alternative  zum  System
aufzeigen und erkämpfen könnte, gelingt es zunehmend rechtspopulistischen
und  teils  faschistischen  Kräften  ihre  nationalistischen,  rassistischen  und
sexistischen  Ideologien  als  „Lösung“  zu  präsentieren.  Die  reale
Unzufriedenheit über die heuchlerische und in erster Linie neoliberale Politik
von Kräften wie den Grünen oder den Demokraten in den USA versuchen sie
zu einem Kampf gegen „die Woken“ zu formen, die sie jedoch nicht deswegen



angreifen, weil sie letztendlich den Interessen des Kapitals dienen, sondern
wegen ihrer queerfreundlichen, antirassistischen und ökologischen Fassade.

Diese  Ideologie  wirkt  zunehmend  auch  anziehend  auf  Jugendliche,
insbesondere in ökonomisch abgehängten, eher ländlich geprägten Regionen.
Diese Jugendlichen leiden besonders stark unter der Krise, haben entweder
gar keine Perspektive oder nur die, ihr ganzes Leben für einen miesen Lohn
harte  Knochenarbeit  verrichten  zu  müssen.  Kein  Wunder,  dass  das
unzufrieden macht. Anders als in größeren Städten gibt es jedoch in Cottbus,
Stralsund  oder  Bautzen  kaum  bis  keine  linken  Strukturen,  die  eine
Perspektive  für  diese  Jugendlichen  bieten  könnten.  Die  vorhandenen
reformistischen  Strukturen  wie  SPD oder  Linkspartei  haben  sich  bereits
durch ihre reformistische und fadenscheinige Politik  bereits  diskreditiert.
Dadurch werden diese Jugendlichen häufig empfänglich für die Ideologie die
Rechten. Diese verweist auf Rückbesinnung zu den traditionellen Werten wie
Heimat und Familie, welche Stabilität geboten hätten, die durch die moderne
„woke“  Ideologie  zerstört  worden  sei.  Damit  wird  die  Unzufriedenheit
umgelenkt,  indem man ein  rosiges  „Früher“  zeichnet  und die  Sehnsucht
danach dann in Traditionalismus und Nationalismus münzt.

Und auch das Auftreten der Rechten bis Faschisten wirkt ansprechend auf
viele, vor allem männliche, abgehängte Jugendliche. So wird mit sportlicher
Aktivität, vor allem Kampfsport oder Wandern, eine Möglichkeit geboten, in
Kontakt mit anderen zu treten und der Anonymität und Vereinsamung zu
entkommen. Durch das Suggerieren, man sei etwas Besonderes, weil man
Deutsche:r  sei  und für  „sein Vaterland einsteht“,  wird Jugendlichen eine
Identität gegeben, an der sie sich in der Krise festhalten können. Und durch
die Ideologie des Kampfes gegen „die Woken“ und „die Ausländer“ wird ein
Feindbild geschaffen, auf das die Enttäuschung und Wut über die eigene
Perspektivlosigkeit gelenkt werden kann.

Rechte und Soziale Medien
Ein  weiterer  Faktor,  der  beim  Rechtsruck  unter  Jugendlichen  nicht
vernachlässigt werden darf, ist die Rolle von Social Media. Insbesondere auf
TikTok sind rechte Kräfte die politisch dominantesten. So hat die AfD eine



höhere Präsenz auf TikTok als alle anderen Parteien zusammen. Eine gute
Möglichkeit, sehr junge Menschen dort abzuholen, wo sie sind. Gerade auch
in  ländlichen  Regionen,  wo  Social  Media  häufig  die  einzige  Quelle  für
Politisierung darstellt.

Auch  noch  rechtere  Kräfte,  wie  eben  DJV  und  JS,  mobilisieren  ihre
Unterstützer:innen zu großen Teilen über soziale Medien und verbreiten dort
ihre rechte Hetze.

Um dagegen anzukämpfen ist es nötig, dass auch wir die Medien, auf denen
wir selber uns privat sowieso viel herumtreiben, für politische Propaganda
nutzen!  Dass  wir  unsere  Inhalte  und  unsere  Mobilisierungen  auf  Insta,
TikTok  und Co.  verbreiten,  um Jugendlichen eine  reale  und solidarische
Perspektive aus der Misere aufzuzeigen!

Es brauchte eine Perspektive von Links!
Die  Unzufriedenheit  vieler  Jugendlicher,  die  sich  die  Rechten  zu  Nutze
machen,  ist,  anders  als  das  „Bündnis  der  Demokrat:innen“  es  gerne
verkündet,  absolut  berechtigt!  Insbesondere  in  ökonomisch  abgehängten
Regionen vor allem Ostdeutschlands, wo es für uns kaum Möglichkeiten gibt,
weder beruflich noch freizeittechnisch. Und darum reicht es eben nicht aus,
bloß  auf  „Moral“  zu  verweisen,  welcher  von  vielen  Jugendlichen  völlig
zurecht als Teil des Problems wahrgenommen wird. Stattdessen müssen wir
Jugendlichen aufzeigen, dass das System selber das Problem ist und nicht
ihre  migrant i schen  oder  queeren  Mi tschü ler : innen  oder
Ausbildungskolleg:innen! Und dass die Rechten mit ihrer Hetze in Wahrheit
im Interesse des Systems handeln, das sie verbal angreifen und beschimpfen.
Nämlich  indem  sie  die  Unterdrückten  auf  Basis  rassistischer  oder
sexistischer  Kategorien  spalten  und  durch  Nationalismus  gegeneinander
aufhetzen.

Wir müssen stattdessen eine Perspektive aufzeigen, wie wir das Problem an
der Wurzel packen. Wie wir auf den Rechtsruck mit einer Gegenoffensive von
links antworten.  Nämlich in dem wir uns an den Orten organisieren,  an
denen  wir  uns  sowieso,  gezwungen  vom  System,  tagtäglich  aufhalten



müssen:  In  der  Schule,  an  der  Uni  und  im  (Ausbildungs-)Betrieb!  Dort
müssen wir Strukturen schaffen, die unsere Wut in Widerstand umwandeln
und dem System den Kampf ansagen! Dabei die Faschos aus der Schule
werfen  und  antifaschistischen  Widerstand  leisten  gegen  den  Rechtsruck
unter  Schüler:innen  und  Lehrer:innen!  Wir  müssen  aufzeigen,  dass  eine
bessere Zukunft für uns alle möglich ist und wir dafür kämpfen müssen! Mit
Streiks an Schule, Uni und Betrieb – Gegen das kapitalistische System und
seine Verwalter:innen, ganz gleich ob grün, schwarz, blau oder braun!

Bundeshaushalt  2025:  Lindner
kürzt – Jugend am Limit
Von Yorick F., Juli 2024

Die  Ampelregierung  hat  den  Entwurf  für  den  Bundeshaushalt  2025
bekanntgegeben.  Was  erstmal  langweilig  klingt,  ist  für  große  Teile  der
Arbeiter:innenklasse  und insbesondere  der  Jugend potentiell  in  mehrerer
Hinsicht existenzbedrohend. Nach der 2022 in Reaktion auf die Eskalation im
Ukraine-Krieg  von  Bundeskanzler  Olaf  Scholz  ausgesprochenen
„Zeitenwende“, gefolgt von 100 Milliarden Bundeswehrsondervermögen und
einer anhaltenden Militarisierung in der BRD, spricht nun Finanzminister
und  FDP-Vorsitzender  Christian  Lindner  von  einem  „Einstieg  in  eine
Wirtschaftswende“.  Konkret  bedeutet  das  eine  weitere  Neoliberalisierung
und somit Angriffe auf uns als Jugend und Arbeiter:innenklasse sowie eine
Umverteilung von unten nach oben.

Doch was heißt das?
Nach langer Debatte hat das Kabinett der Ampelregierung ihren vorläufigen
Haushaltsplan für  das Jahr 2025 verabschiedet.  Erst  vorläufig,  da dieser
aufgrund  eines  Verschuldungstricks  (man  möchte  durch  Zahlungen  im
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Schienen-  und  Straßenverkehr  nur  in  Darlehen  zahlen  und  somit  die
„Schuldenbremse“ einhalten) noch juristisch geprüft werden muss. Das, was
die selbsternannte „Fortschrittskoalition“ da beschlossen hat, trägt deutlich
den  Stempel  der  FDP,  wird  aber  ohne  Wenn  und  Aber  von  den
Koalitionsparteien mitgetragen. Der Entwurf wird v. a. von Christian Lindner
als Fortschritt verkauft, ist jedoch vor allem eine de facto Steuersenkung für
Spitzenverdiener:innen. Das passiert durch eine Neuabstufung und staatliche
Investitionen  in  Innovationen,  also  in  anderen  Worten  Geld  für
Kapitalist:innen, damit diese im Interesse des „Standort Deutschland“ Profite
erwirtschaften können.

Das  hierfür  notwendige  Geld  soll  u.a.  durch
Einsparungen im Bürgergeld kommen: in Höhe von 4,7
Milliarden.
Hierbei  können  Lindner  und  Co.  aber  nicht  einfach  den  Mindestbeitrag
kürzen.  Denn  schon  2019  hat  das  Bundesverfassungsgericht  eine  solche
Maßnahme  als  verfassungswidrig  erklärt,  da  diese  damit  unter  dem
Existenzminimum liegen würde.  Somit  greift  die  Regierung zu  stärkeren
Sanktionen und Maßgaben, um die Kürzungen zu verwirklichen. Etwa bei der
Annahme von vom Arbeitsamt angebotenen Jobs. Hier soll ein Arbeitsweg
von bis zu 3 Stunden als zumutbar erklärt werden. Das würde 3 Stunden
Fahrzeit  für  8  Stunden (zumeist  nicht  wirklich  existenzsichernde)  Arbeit
bedeuten. Bei den verbliebenen Stunden eines Tages dann neben Haushalt
und  ausreichend  Schlaf  noch  irgendwelche  Freizeit  in  den  Alltag  zu
integrieren, scheint schwer möglich. Bei Nichtannahme solcher Jobs würde
eine Kürzung bis Streichung des Bürgergeldes drohen. Auch das Verpassen
oder  Zuspätkommen  von  Amtsterminen  im  Zusammenhang  mit  dem
Bürgergeld  soll  schärfer  bestraft  werden.  Für  einen  versäumten  Termin
sollen 30 % der  Leistungen gestrichen werden können,  und das  für  die
nächsten 3 Monate.

Diese  Maßnahmen  werden  die  immerhin  15–20  %  der  Jugendlichen
Bürgergeldempfänger:innen  besonders  hart  treffen.  Nicht  nur  ist  das
Pendeln von langen Strecken ohne eigenes Auto und in einem unzureichend
ausgebauten  Regionalverkehrsnetzwerk  schwer,  es  wird  für  Jugendliche



damit auch immer härter,  selbstständig aus potentiell  unterdrückerischen
Familienverhältnissen zu fliehen. Dies ist ohnehin u. a. meist eine finanzielle
Frage. Durch steigende Mieten im Zusammenhang mit einer erschwerten
Antragstellung  und  geringerer  Auszahlung  des  Wohngeldes  wird  ein
selbstständiger  Auszug  für  viele  Jugendliche  zu  einem  Ding  der
Unmöglichkeit. Was auch einige Statistiken zeigen: Jugendliche wohnen im
Durchschnitt immer länger bei ihren Eltern (z. B.: Mikrozensus 2022 vom
Statistischen Bundesamt).

Doch nicht nur beim Bürgergeld werden Milliardensummen gespart, auch in
der Bildung kürzt die „Fortschrittskoalition“ kräftig weg. Bei den Schulen
sollen etwa 1,8 Milliarden eingespart werden, obwohl wir uns schon jetzt
lange  in  einer  Bildungskrise  befinden.  Was  u.  a.  auf  eine  chronische
Unterfinanzierung  der  Schulen  seit  Jahrzehnten  zurückzuführen  ist.  Ein
Umstand, der immer wieder zu Protesten führt, wie zuletzt bei „Schule muss
anders“ oder den Lehrer:innenstreiks in Berlin zum TV Gesundheitsschutz
und TV-L. Auch beim Bafög, was für viele Student:innen ohne großartige
familiäre  Unterstützungsmöglichkeiten  die  einzige  Chance  ist,  sich  ein
Studium leisten zu können,  sollen 700 Millionen gestrichen werden.  Das
Ganze passiert u. a. durch eine weitere Verschärfung der Antragsstellung.
Dabei fällt dieses schon spätestens seit der Inflation zu gering aus und viele
Studierende gehen trotz  Bafögbezugs bereits  heute schon einem Minijob
nach, wo sie idR für Mindestlohn buckeln dürfen.

Gleichzeitig wird das Budget dort erhöht, wo die Ampel Jugendliche wohl
lieber haben würde als an den Universitäten: bei der Bundeswehr. Zwar liegt
die  Erhöhung  um  1,2  Milliarden  (auf  53  Milliarden)  unter  dem,  was
Kriegsminister Pistorius im Vorfeld gefordert hatte,  doch decken die 100
Milliarden Sondervermögen aus 2022 aktuell immer noch einen Großteil der
Bundeswehrausgaben, auch wenn diese bereits verplant sind. Dies soll sich
in den nächsten Jahren aber ändern: bis 2028 (also in der Zeit der nächsten
Regierung nach der Ampel) soll sich der Wehretat auf 80 Milliarden (pro
Jahr!!) erhöhen. Hierbei spricht man auch relativ offen von einer potentiellen
Kriegsvorbereitung  aufgrund  der  aktuellen  Weltlage.  Begleitet  wird  das
Ganze von Instagram-Posts, in denen Pistorius, Scholz, Lindner und Co. in



Uniform am Steuer von Kampfjets und Panzern posieren.

Doch warum das?
Dass  die  Bundesregierung  nicht  etwa  5,5  Millionen  Menschen  (plus
eventuelle Kinder etc.) in eine potentiell existenzgefährdende Lage bringen
oder die Schulen kaputtsparen müsste, wenn sie das „fehlende“ Geld einfach
aus den Taschen der Reichen nehmen würde, ist ihr nicht nur egal, es erfüllt
für sie vor allem eine wichtige Funktion. Nicht nur als Sparpolitik, sondern
auch als Mittel zur Durchsetzung dieser.

Für das Funktionieren des Kapitalismus, vor allem in Krisenzeiten, ist es
unabdingbar,  dass  es  den  Ärmsten  bzw.  den  Arbeitslosen  besonders
beschissen  geht.  Auf  der  einen  Seite,  damit  diese  aufgrund  ihrer
Verzweiflung als möglichst billige Arbeitskräfte bereitstehen und gleichzeitig
als sog. Reservearmee Druck auf die Lohnabhängigen mit Job ausüben. Da
durch Angst vor Kündigungen und dem somit möglichen Abrutschen in die
Arbeitslosigkeit  die  Gefahr  von  Streiks  und  Klassenkämpfen  für  die
herrschende  Klasse  gemindert  wird  und  die  Konkurrenz  zwischen  den
einzelnen Arbeiter:innen sich verschärft. Das wird dann nochmal befeuert
durch  den  „Diskurs“  rund  um  Bürgergeldempfänger:innen,  welcher  zur
Spaltung innerhalb der Arbeiter:innenklasse führt und somit eine wichtige
ideologische Funktion erfüllt. Oft ist diese Hetze dann gleich noch gespickt
mit  rassistischen  Zusätzen,  einem  weiteren  spaltenden  Element.  Die
Bürgergeldempfänger:innen dienen hier also als Sündenbock, um die Kritik
an der Ampel zumindest etwas abzufedern. Immerhin, so scheint es für viele,
geht  es  jetzt  mal  den  „Nutznießern“  an  den  Kragen.  Doch  die  echten
Nutznießer in unserem System sind die Kapitalist:innen, die dank Lindner &
Co.  nun  noch  bessere  Bedingungen  für  ihre  Ausbeutungsmaschinerie
vorfinden.

Rechtsruck
Dieser unverhohlene Klassenkampf von oben ist nicht nur ein Ausdruck des
weltweiten Rechtsrucks, sondern wird in Bezug auf die AfD aller Voraussicht
nach  auch  ein  weiterer  Motor  dessen  sein.  Mehr  als  zurecht  sind  viele



Personen  in  der  Arbeiter:innenklasse  unzufrieden  und  wütend  über  ihre
Lage. Der neue Ampel-Haushaltsentwurf liefert einen weiteren Grund dazu.
Insbesondere die Jugend sieht zurecht keine Perspektive für sich und ihre
Zukunft.

Es  fehlt  eine  wahrnehmbare,  echte  linke  Alternative  zur  herrschenden
Politik, die für unzufriedene Jugendliche und Arbeiter:innen als Anlaufstelle
und  Ventil  fungieren  könnte.  Weswegen  wir  im  Hinblick  auf  die
Landtagswahlen  in  u.  a.  Sachsen  wahrscheinlich  das  Resultat  dessen,
nämlich eine Machtverschiebung unter den bürgerlichen Parteien zugunsten
der AfD, erleben werden.

Dagegen!
Das einzig dagegen wirklich wirkungsvolle Mittel ist in Bezug auf die Jugend
eine linke revolutionäre Jugendbewegung, die für eine echte Alternative zur
Ampel-Sparpolitik kämpft!

Dafür  brauchen wir  als  Jugend vor  allem die  politische Aktivität  an den
Orten, an denen wir uns tagtäglich bewegen und zwangsläufig mit anderen
Jugendlichen in Berührung kommen: unseren Unis, Ausbildungsplätzen und
vor allem unseren Schulen. Hier erleben wir auch direkt die Auswüchse des
Rechtsrucks  durch  rassistische,  queerfeindliche  und  sexistische
Diskriminierung  und  Unterdrückung.  Aber  auch  die  Auswirkungen  der
Ampelpolitik  in  Form von schlecht  ausgebautem ÖPNV, unterfinanzierten
Schulen,  überarbeiteten  Lehrkräften  und  statistisch  etwa  4,44
Mitschüler:innen pro Klasse (bei einer Klassengröße von 30), die unter der
Armutsgrenze leben.

Hier gilt es einzugreifen! Wir müssen aktiv werden gegen Abschiebungen,
Rechtsruck,  Ampelpolitik  und  Kapitalismus.  Dafür  müssen  wir  uns  in
Schulgruppen  zusammenfinden,  um  gegen  die  Probleme  vor  Ort
anzukämpfen und Kampforgane für Streiks zu schaffen. Diese müssen wir
nutzen, um eine kräftige Streikbewegung auf die Beine zu stellen, um ihren
Kürzungen,  Kriegsgelüsten  und  ihrer  Profitgier  nicht  nur  etwas
entgegenzusetzen, sondern letztendlich den Schritt zu gehen, ihre Ordnung



zu überwinden, den Kapitalismus zu stürzen!

Wir  fordern  deshalb  al le  l inken  Jugendorganisat ionen  und
Gewerkschaftsjugenden auf, sich dem Aufbau einer solchen Jugendbewegung
anzuschließen und ihre volle Mitgliedschaft zu aktivieren, um an den Orten,
wo  sie  sich  tagtäglich  aufhalten,  zu  mobilisieren!  Mit  unserer  geballten
Kampfkraft können wir uns gegen ihre Angriffe wehren!

Eine solche Jugendbewegung kann jedoch nur ein erster Schritt sein. Klar ist,
wenn wir  wirklich  für  eine  bessere  Zukunft  einstehen wollen,  muss  das
System  überwunden  werden,  das  uns  heute  noch  ausbeutet  und
diskriminiert: der Kapitalismus. Diesem setzen wir den Sozialismus entgegen.
Um diesen erkämpfen zu können, braucht es aber auch Kampforganisationen
der Jugend und Arbeiter:innenklasse,  also eine neue Jugendinternationale
und eine neue kommunistische Partei (organisiert in einer Internationalen)
und auch ein entsprechendes revolutionäres Programm.

Wir fordern:

Hunderte  Milliarden  für  unsere  Schulen,  Jugendclubs  und
Krankenhäuser statt Aufrüstung -Finanziert durch die Besteuerung
der Reichen!
AfD  zerschlagen  statt  verbieten:  Für  eine  Einheitsfront  aus
Schulstreiks,  Massenaktionen  und  politischen  Streiks  gegen  AfD,
Abschiebungen und Sparpakete statt Brandmauern mit der CDU!
Für  die  ökonomische  Unabhängigkeit  von  Schüler:innen,
Studierenden  und  Jugendlichen  in  Ausbildung!  Für  ein
Mindesteinkommen, angepasst an die Lebenssituation im jeweiligen
Land durch die Besteuerung von Reichtum und Kapital.
Kampf für höheren Mindestlohn für alle Arbeitenden in Anpassung an
die Inflation, kontrolliert von Arbeiter_Innenausschüssen! Schluss mit
unbezahlten Praktika und sozialen Pflichtjahren!
Unkomplizierter und kostenfreier Zugang zu Wohnräumen. Niemand
darf dazu gezwungen sein, bei der eigenen Familie zu leben oder
wohnungslos zu sein!
Massiver  Ausbau  des  Schienennetzes  und  Rückbau  des



Straßennetzes! Kostenloser ÖPNV für alle!

Neben  mir  sitzt  ein  Nazi,  was
soll ich tun?
von Brokkoli Bittner, Juni 2024

Europa hat gewählt und Europa hat mehrheitlich rechts gewählt. Diesmal
durfte  in  Deutschland sogar  ab 16 gewählt  werden.  Das  ist  erstmal  ein
Erfolg.  Doch  hat  die  Wahl  ebenso  gezeigt,  dass  Jugendliche  nicht
automatisch für  eine freiere und sozialere Welt  einstehen.  Im Gegenteil:
Auch ein Großteil  der Jugend hat Rechts gewählt.  Unter den 16- bis 24-
Jährigen hat die AfD 11 Prozent dazu gewonnen und die CDU 5 Prozent.
Diese sind damit stärkste Kräfte unter Jugendlichen. Dass die Grünen für
ihren  Verrat  an  der  Klimabewegung  mit  einem  Verlust  von  23  Prozent
abgestraft  wurden,  ist  angesichts  dieser  Rechtsentwicklung  nur  ein
schwacher Trost. Auch die Linke, zu deren kritischer Wahlunterstützung wir
aufgerufen haben, hat 2 Prozent unter Jugendlichen verloren. Doch diese
Wahlergebnisse überraschen uns nicht, denn gerade für migrantisierte und
queere Jugendliche war schon vor der Wahl klar: Die Jugend ist auch vom
Rechtsruck betroffen und das merken wir auch täglich. Es sind nicht nur
Lehrer:innen, die sich über migrantische Mitschüler:innen lustig machen. Es
ist nicht allein das rassistische Bildungssystem, welches unsere Mitschülis
migrantisiert  und ihnen das  Leben zur  Hölle  macht.  Es  sind  eben auch
unsere Mitschülis, die Hakenkreuze in Tische ritzten, „Ausländer raus“ auf
Insta-Posten  oder  trans  Personen  gewaltvoll  angreifen.  Der  Rechtsruck
macht vor unseren Schulen und eben auch vor unseren Mitschülis keinen
Halt. Und auch hier muss unser Kampf ansetzen. Doch wie schaffen wir das?
Wie können wir  verhindern,  dass wir  jeden Tag aufs  Neue Hakenkreuze
übermalen müssen, weil unsere Mitschülis endlich mal verstanden haben,
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dass es scheiße ist?

Was die Schule mit dem Rechtruck zutun hat
Zuerst  ist  es  wichtig  zu  verstehen,  dass,  anders  als  wir  es  beigebracht
bekommen,  politische  Einstellungen im Jugendalter  nicht  einfach  Phasen
sind, die zur Entwicklung dazu gehören. Jugendliche sind in der Lage, sich
selbst Positionen zu bilden. So ist unser Nazimitschüler auch nicht in einer
Phase, die er durchleben muss, sondern er ist einfach überzeugt von einer
menschenfeindlichen Ideologie. Das ist wichtig zu verstehen, denn wenn wir
sagen, es sei eine Phase, nehmen wir das Problem von Rechten in der Schule
einfach  nicht  ernst.  Andererseits  sprechen  wir  Jugendlichen  damit  auch
wieder einmal  ab,  eigene Entscheidungen treffen zu können.  Doch diese
eigenen  Entscheidungen  können  eben  auch  scheiße,  falsch  und  sogar
rassistisch  sein.

Wenn  Teile  deiner  Klasse  zu  Klassenfeinden  werden,  kommt  damit  eine
extreme  Wut  in  uns  auf.  Man  glaubt  vielleicht,  dass  ein  paar  Schellen
ausreichen, damit sie die Scheiße nicht wieder sagen. Aber jede:n Rechte:n
zu verhauen in einer Gesellschaft, die nach rechts rückt, ist leider nicht so
einfach.  Hinzu  kommt  noch,  dass  sich  rechte  Ideologien  nicht  aus  den
Menschen herausprügeln lassen. Wir müssen uns deshalb mit den Ursachen
des Rechtsrucks beschäftigen, als denen eine zu drücken, die diese Ideologie
reproduzieren. Ein Grund dafür, dass sie es so leicht haben, ist, dass unsere
rechten Mitschüler:innen von der Schule gar nicht so ungewollt sind, wie sie
es tut. Natürlich tut die Schulleitung ganz schockiert, wenn jemand auf dem
Schulhof  den  Hitlergruß  zeigt.  Von  systematischem Rassismus  oder  gar
faschistischen Strukturen hat man aber nie etwas mitbekommen. Und wenn
in unseren Schulen Podiumsdiskussionen mit der AfD stattfinden, dann ist es
für die Schulleitung klar, dass diese Meinung auch einen Platz bekommen
muss.  Es  sind  ihre  Vorurteile  gegenüber  migrantisierten  Menschen,  die
unsere  Mitschülis  nachlabern.  Es  ist  ihre  soziale  Selektion,  die  unsere
Mitschülis  für  biologisch  gegeben  halten.  Es  ist  ihr  heterosexueller
Sexualkundeunterricht, den unsere Mitschülis für natürlich halten. Es ist ihr
struktureller  Rassismus,  den unsere Mitschülis  reproduzieren.  Ein Kampf



dem  Nazi-Sitznachbarn  muss  also  auch  ein  Kampf  dem  kapitalistischen
System sein, das den Rassismus braucht, um zu existieren.

Krise & Rechtsruck Hand in Hand
Es ist  nämlich genau die Krise dieses Systems,  die dazu führt,  dass die
Rechten  aktuell  so  stark  sind.  Sie  erstarken  genau  dann,  wenn  der
Lebensstandard  vieler  Leute  durch  Inflation  und  soziale  Kürzungen
schlechter wird, es keinen entschlossenen Kampf dagegen von links gibt und
sich die Rechten als einzige Alternative dagegen präsentieren können. Die
Bundesregierung  versucht  genau  diesen  Zusammenhang  zwischen  der
Stärkung der AfD und ihrer Politik zu verschleiern und den Rechtsruck als
Bildungsproblem darzustellen. Doch die AfD hat unter Jugendlichen nicht
allein gewonnen, weil sie sich einen TikTok-Account angelegt hat. Sondern
weil sie so tut, als hätte sie Lösungen für unsere Probleme. Schuld daran,
dass  du  keinen  Ausbildungsplatz  bekommst,  sei  nicht  die  kapitalistische
Krise,  sondern eben „die  Ausländer“.  Es  ist  also  kein  Wunder,  dass  die
Rechten  gerade  unter  Jugendlichen,  die  nochmal  mehr  von  der  Krise
betroffen sind, weil diese auf ihre Kosten ausgetragen wird, gewinnen.

Um die Rechten also zu stoppen, muss es ein Stoppen der Kürzungspolitik
geben –  die  Kürzungspolitik  der  Ampel,  die  Schulen  unterfinanziert  und
Jugendclubs dicht macht. Vielmehr sollten nicht wir für ihre Krise zahlen,
sondern die Reichen! Dann werden auch weniger von uns den Rechten in die
Arme getrieben. Klar ist also: Ein Kampf gegen Rechts ist auch ein Kampf für
Masseninvestitionen  statt  für  Kürzungen  im  sozialen  Bereich  und  der
Bildung.  Doch  wie  schaffen  wir  das?

Organisieren  an  der  Schule  gegen
Rechtsruck und Krise!
Um gegen die  Kürzungspolitik  zu  kämpfen,  müssen wir  uns  an  unseren
Schulen zusammentun. Dafür braucht es gemeinsame Aktionen. Anlass dafür
können zum Beispiel die entlassenen Sozialarbeiter:innen sein, die kaputte
Turnhalle  oder  das  teure  Mensaessen.  Es  können  aber  die  Hakenkreuz-



Schmierereien sein. Diese könnte man dann also, anstatt alleine zu crossen,
mit seinen Freund:innen überstickern, mit Stickern der Jugendorganisation
deines  Vertrauens.  Geht  wahrscheinlich dann sogar  schneller  und macht
vielleicht sogar Spaß. Nach so einer Aktion kann man dann ein gemeinsames
Treffen machen, wo man darüber redet, wie man in Zukunft damit umgeht
und wie man den Rechtsruck bekämpft. Dazu kann auch gehören, gemeinsam
zu großen Antifa-Aktionen zu fahren, wie zu den Blockadeaktionen gegen den
AfD-Bundesparteitag in Essen. Dort können wir gemeinsam aufzeigen, dass
es mehr braucht als „Nazis raus“, bzw. dass unserer „Nazis raus“ auch einen
gemeinsamen  Kampf  mit  Gewerkschaften  und  linken  Parteien  gegen
Kürzungen  und  für  Masseninvestitionen  in  Bildung  bedeutet.

Der Rechtsruck kann nur durch eine Massenbewegung gestoppt werden, die
sich nicht nur einmal im Jahr in Essen trifft, sondern in Schule, Uni und
Betrieb verankert ist. Unsere Organisierung an der Schule ist deshalb ein
wichtiger Schritt, um eine solche Bewegung aufzubauen. Denn das ist der
Ort, wo wir täglich die Krise spüren, also müssen wir uns auch dort gegen
diese organisieren. Eine soziale Forderung, die wir an Schulen erkämpfen
können, ist zum Beispiel, dass die Schülis und Lehrkräfte über das Mensa-
Essen und den Preis entscheiden können. Ebenso aber auch die Kontrolle
über  die  Lehrpläne,  die  aktuell  noch  Rassismus  und  Queerfeindlichkeit
reproduzieren  und  Kritik  am  Kapitalismus  maximal  in  die  Politik-AG
verbannen. Wenn wir uns außerdem zusammentun, müssen wir auch weniger
Angst vor rechten Mitschülis, Lehrer:innen oder Stress mit der Schulleitung
haben. Einmal, weil man keine 30 Leute von der Schule werfen kann, aber
auch weil  wir  uns zusammen uns bei  Angriffen von Rechten verteidigen
können.

Denn es ist der traurige Alltag, dass Unterdrückte angegriffen werden. Angst
auf dem Nachhauseweg vor Angriffen von seinen eignen Mitschülis zu haben,
ist  längst Realität  geworden. In den meisten Fällen haben wir nicht mal
irgendwas zum Selbstschutz dabei, weil das in unseren Schulen als Waffen
gilt und somit verboten ist. Klar ist auch, dass, wenn wir angegriffen werden,
das Rufen der Bullen kaum etwas bringen wird. Denn die Bullen sind die, die
doch  selbst  jeden  Tag  migrantisierten  Menschen  das  Leben  zur  Hölle



machen. Ausrechnet sie werden wohl kaum wen anderes davon abhalten. Wir
brauchen also Strukturen, die nicht Teil dieses rassistischen Staates sind, der
tagtäglich neu die Saat für den aktuellen Rechtsruck pflanzt. Wir müssen
selbst  eigene  Strukturen  an  unseren  Schulen  aufbauen.  Die  Strukturen
müssen die  Schülis  befähigen,  sich selbst  gegen Angriffe  zu verteidigen,
wenn Rennen nichts mehr bringt. Diese Strukturen müssen aber auch, wenn
es zu Angriffen kommt,  die  Opfer  unterstützen,  und das heißt  auch,  als
Gruppe organisiert Angriffe abzuwehren.

Wir  finden  es  gut,  wenn  solidarische  Lehrkräfte  Räume  zur  Verfügung
stellen, aber wir sollten nicht davon ausgehen, dass das passiert. Genauso,
wie  Orte  und  Strukturen  zur  Abwehr  von  Angriffen  aufgebaut  werden
müssen, braucht es auch Strukturen, die diskriminierende Vorfälle sammeln
und Maßnahmen dagegen beschließen können. Diese Stelle muss von den
Schülis demokratisch gewählt, aber unabhängig von der Schule organisiert
werden.  Diese Informationen sollen nicht für die Schulleitung gesammelt
werden, sondern die Schülis selbst sollen entscheiden können, wie sie damit
umgehen wollen. Wie genau eine solche Antidiskriminierungsstelle aussehen
und wie man sie erkämpfen kann, erfahrt ihr in unserem Artikel dazu auf
unserer Homepage.

Lasst uns diesen Schock nach der Wahl für mehr nutzen als 2 Insta-
Storys. Die Rechten bekämpfen wir nicht im Netz sondern auf der
Straße, in der Schule, Uni und im Betrieb!

EU-Wahl 2024: Wählt links, aber
organisiert  den  Kampf  für  ein
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sozialistisches Europa!
Gemeinsame internationale Resolution von REVOLUTION, Juni 2024

Auch wenn es für die meisten von uns kaum im Alltag präsent ist: Die vielen
Wahlplakate erinnern uns daran, dass alle fünf Jahre mal wieder ein neues
EU-Parlament  gewählt  werden  muss.  Dieses  Jahr  dürfen  auch  wir
Jugendliche über 16 ran, aber die Zeichen stehen auf Rechtsruck. Laut den
aktuellen  Prognosen  werden  die  größten  Stimmengewinne  in  fast  allen
Ländern an rechtspopulistische Parteien gehen. Gleichzeitig hat die EU auch
ohne rechtspopulistische Mehrheit erst kürzlich durch die sogenannte GEAS-
Reform  das  Asylrecht  für  Einzelpersonen  faktisch  abgeschafft,
Abschiebungen  erleichtert  und  wochenlange  Inhaftierungen  von
Geflüchteten  legalisiert.  Während jede:r  vierte  Jugendliche  in  der  EU in
Armut  lebt,  nutzt  sie  den  Krieg  in  der  Ukraine,  um  allen  Schein  vom
angeblichen „Friedensprojekt Europa“ endlich in die Tonne zu treten und
fleißig aufzurüsten. Es geht schnell in so einer Situation die Hoffnung zu
verlieren. Warum sollten wir als Kommunist:innen also überhaupt wählen
gehen? Und wo sollten wir unser Kreuzchen machen?

Wahlboykott ist Unsinn!
Zuallererst müssen wir uns klar machen, dass Wahlen nur selten wirklich
Veränderung  bringen  und  ganz  sicher  nicht  den  Kapitalismus  stürzen
können. Die Hoffnung, dass wir den Kommunismus herbeiwählen können,
wird  immer  enttäuscht  werden.  Da  der  bürgerliche  Nationalstaat  als
Organisationsstruktur  entstanden  ist,  um die  Herrschaft  des  Bürgertums
abzusichern, wird sich die herrschende Klasse auch nicht mit ihren eigenen
Mitteln entwaffnen lassen.  Wenn politische Mehrheiten entstehen,  die es
dem  Kapital  zu  brenzlich  werden  lassen,  kann  es  immer  noch  auf
Militärputsche,  faschistische  Mobs  oder  Spardiktate  zurückgreifen,  um
parlamentarisch gewählte unliebsame Akteure oder Reformen in die Knie zu
zwingen. Unser Verhältnis zu bürgerlichen Wahlen ist deshalb ein taktisches.

Im Falle des EU-Parlamentes ist die Situation noch absurder, da dieses im
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politischen System der EU nur eine sehr begrenzte Macht hat. So ist es nicht
mit  einem normalen gesetzgebenden Parlament wie dem Bundestag oder
dem Nationalrat zu verwechseln, da es weder eigene Gesetze initiieren kann
noch die EU-Kommission direkt wählt. Doch auch wenn das EU Parlament
keine  wirkliche  Macht  hat,  können  Linke  es  als  Bühne  nutzen,  um auf
Missstände aufmerksam zu machen oder um Korruption und Lobbyarbeit zu
bekämpfen. Ebenso gilt es, den Massen, die Illusionen in dieses Parlament
haben,  aufzuzeigen,  dass  sie  eine  wirkliche  Verbesserung  ihrer
Lebenssituation schon selbst erkämpfen müssen. Wir nutzen das Parlament
als eine historische Errungenschaft für uns und zeigen gleichzeitig durch den
praktischen  Kampf  auf,  dass  die  Möglichkeiten  zu  parlamentarischen
Reformen, die die herrschende Klasse einschränken, sehr gering sind. Es
bleibt unsere Aufgabe praktisch zu zeigen, wo die Grenzen der bürgerlichen
Demokratie  liegen  und  dass  nur  eine  sozialistische  Revolution  der
Arbeiter:innen in der Lage ist, den Kapitalismus zu stürzen und seinen Krisen
ein Ende zu setzen. Deshalb nutzt die politisierte Stimmung rund um die EU-
Wahl  in  euren  Schulen,  die  Podiumsdiskussionen,  Jugendwahlen,
Politikstunden etc.  aber  auch  eure  Wahlstimme,  um die  Illusionen  einer
„Friedens-EU“ zu zerstören und den Kampf gegen Asylrechtsverschärfungen,
Rechtspopulismus, Umweltverschmutzung, Massenarmut und Militarisierung
zu organisieren.

Die  EU  wird  von  der  eigenständigen
imperialistischen  Macht  zur  Juniorpartnerin
der USA!
Die EU ist mit dem Versprechen angetreten, das vom Weltkrieg zerrüttete
Europa friedlich und sozial  zu vereinigen und genoss deshalb lange eine
große Popularität in weiten Teilen Europas. Doch davon ist angesichts von
Krieg,  Spardiktaten,  Brexit,  Rassismus,  Umweltzerstörung  und  Inflation
kaum  noch  was  übriggeblieben.  Uns  überrascht  dies  nicht,  denn  eine
Einigung  Europas  ist  auf  kapitalistischer  Grundlage  unmöglich.  Als
Marxist:innen ist uns klar, dass eine politische Einigung Europas nicht ohne
ökonomische Grundlage erfolgen kann. Doch eine gemeinsame ökonomische



Grundlage konnte sich aufgrund der verschärften Konkurrenz zwischen den
einzelnen  Nationalstaaten  angesichts  ihrer  widersprüchlichen  Interessen
nicht  herausbi lden.  Lange  hat  d ie  Idee  e ines  immer  enger
zusammenwachsenden Europas, das sich als eigene imperialistische Macht
neben den USA, Russland, China etabliert, die verschiedenen Staaten der EU
zusammengeschweißt und bei der Stange gehalten. Es fehlt der EU an einem
integrierenden  strategischen  Projekt,  das  die  auseinanderdriftenden
Fliehkräfte  der  Einzelstaaten  zusammenhalten  kann.  Dafür  hat  die  EU-
Kommissionspräsidentin Von der Leyen bei der letzten EU-Wahl einen Green
New Deal versprochen, der mithilfe massiver Subventionen die Kapitale der
führenden EU-Staaten auf dem Weltmarkt konkurrenzfähiger machen sollte
(mit „green“ hatte das leider nicht so viel zu tun). Doch der Krieg in der
Ukraine und die Wirtschaftskrise haben diesem Projekt einen Strich durch
die Rechnung gemacht und die Widersprüche zwischen den einzelnen EU-
Staaten verstärkt.

So  sind  die  exportorientierten  Kernstaaten  der  EU  –  Deutschland  und
Frankreich  –  durch  den  Zusammenbruch  der  weltweiten  Lieferketten  im
Zuge der Corona-Pandemie aber auch durch die Sanktionspolitik im Zuge des
Ukraine-Krieges  stark angeschlagen.  Die  relative  Unabhängigkeit  der  EU
gegenüber den USA hat nur so lange funktioniert, wie ihre Produktionsketten
nach China ausgedehnt werden konnten und billige Rohstoffe aus Russland
flossen. Durch die verschärfte Blockbildung und die Sanktionen musste die
EU  ihre  relative  Unabhängigkeit  aufgeben  und  sich  den  USA  als
„Juniorpartner“ unterordnen. Das von deutschem und französischem Kapital
vorangetriebene  Projekt  einer  eigenständigen  imperialistischen  EU-Macht
wurde  damit  weitestgehend  beerdigt.  Ähnliche  Interessen  in  geringerem
Maße  verfolgt  der  erweiterte  Kern  der  EU  aus  Italien,  Spanien,  den
BeNeLux-Staaten und Österreich. Südeuropa (Griechenland, Malta, Zypern,
Portugal) hat dagegen auf der EU-Bühne kaum was zu sagen. Allen voran das
deutsche  Kapital  hat  seinen  Arsch  aus  der  Wirtschaftskrise  2007/2008
gerettet,  indem  es  die  Kosten  der  Krise  Südeuropa  durch  brutale
Sparprogramme  und  die  Entmachtung  ihrer  gewählten  Regierungen
aufgedrückt  hat.  Südeuropa  wurde  damit  vollständig  und  gewaltvoll
untergeordnet und gefügig gemacht. Bekannt für ihre EU-kritische Haltung



sind vor allem die Staaten Osteuropas wie zB. Polen oder Ungarn. Osteuropa
aber insbesondere das Baltikum versucht seine Stellung in der EU dadurch
auszubauen, dass sie als Partner der USA und enger NATO-Verbündeter ihre
Interessen durchsetzen.

Wenn wir uns die aktuellen Wahlplakate anschauen, wird ganz deutlich: Der
EU, und allen voran den Staaten, die die EU dominieren, fehlt es an einem
integrativen  Projekt,  dass  diese  auseinanderdriftenden  Tendenzen
zusammenhalten  kann.  Die  Folge  dessen  ist  eine  Zersplitterung  im
bürgerlichen Parteienlage, da die verschiedenen nationalen Kapitalfraktionen
nach strategischer Orientierung suchen. Außerdem bedeutet dies, dass die
Mitgliedsstaaten nun verstärkt auf ihre eigene Aufrüstung setzen, um eine
eigenständigere Rolle zu spielen.  Für uns in Deutschland und Österreich
bedeutet das Kürzungswellen in unseren Schulen und Unis, um die massiven
Aufrüstungsprogramme  zu  f inanzieren  und  Debatten  um  die
Wiedereinführung  der  Wehrpflicht.

Der Rechtsruck in der EU ist nicht die Ursache
der Krise, sondern ist ein Ausdruck dessen!
In den Sonntagsreden vieler EU-Abgeordnete hören wir, dass sich Europa
gegen die wachsende Macht der Rechtspopulist:innen verteidigen müsse. So
weit  so  richtig.  Allerdings tun diese Reden häufig  so,  als  ob in  der  EU
eigentlich alles tutti  wäre,  nur die Rechtspopulist:innen versuchen in die
paradiesische EU einzudringen und wollen alles kaputt  machen.  Für uns
Jugendliche  ist  die  EU  jedoch  kein  Dreamland,  sondern  bedeutet
Militarisierung,  Rassismus  und  Neoliberalismus.  Außerdem  sind  die
Rechtspopulist:innen  nicht  vom  Himmel  gefallen,  sondern  sie  sind  ein
Produkt ebendieser Krise der EU und der zunehmenden Unzufriedenheit mit
ihr  in  Teilen des  Kapitals  und des  Kleinbürger:innentums.  Wie wir  eben
aufgezeigt haben, hat die Krise der EU ihre Ursache in der kapitalistischen
Krise selbst und nicht im wachsenden Rechtspopulismus. Dieser macht sich
die Krise jedoch zunutze, um die Unzufriedenen und Abgehängten angesichts
eines Mangels an einer linken Alternative hinter sich zu versammeln.



In Österreich haben wir die Situation, dass die rechtsextreme FPÖ in allen
Umfragen auf Platz 1 liegt. Zwar kommen die Stimmen zu großen Teilen von
der  ÖVP,  trotzdem bedeutet  das  weiterhin  eine  rechte  parlamentarische
Mehrheit  und eine Stärkung der organisierten Rechten.  Die AfD erreicht
selbst in der U-16-Wahl in Brandenburg Spitzenwerte von 38 Prozent! Laut
aktuellen  Prognosen  wird  vermutlich  jede  vierte  Stimme  in  Europa  an
rechtspopulistische  Parteien  gehen.  Diese  massiven  Stimmenzuwächse
verteilen sich jedoch auf die „Fraktion der Europäischen Konservativen und
Reformer“  (zu  deren  stärkster  Kraft  die  Partei  von  Ital iens
Ministerpräsidentin Meloni gehört) und „Identität und Demokratie“ (zu der
auch AfD und FPÖ gehören). Wo sich beide Fraktionen in ihrem Rassismus
einig sind, so uneinig sind sie sich in der Positionierung gegenüber dem
Krieg in der Ukraine. Die „Konservativen und Reformer“ scheinen dabei die
meisten  Stimmenzuwächse  zu  erwarten  und  unterscheiden  sich
außenpolitisch  nicht  wesentlich  von  der  herrschenden  EU-Linie.

Doch auch die anderen europäischen Fraktionen sind von einem Rechtsruck
geprägt. So versuchen die Europäische Volkspartei (CDU/CSU, ÖVP) und die
Liberalen  ihre  Stimmenverluste  an  die  Rechtspopulist:innen  dadurch
auszugleichen, in dem sie sich als stärkere Verfechter:innen der Festung
Europa  zu  präsentieren  versuchen.  Doch  auch  die  Grünen  und
Sozialdemokraten (SPD, SPÖ) stimmen in den Chor aus Abschottung, Krieg,
Militarisierung und Aufrüstung ein. Einig sind sie sich ohnehin alle darin,
dass man im Falle des genozidalen Kriegs in Gaza an der Seite Israels stehen
müsse. Dabei hat die österreichische SPÖ doch dieses Jahr das erste mal seit
langem wieder einen Parteiobmann, der sich positiv auf den Marxismus und
die  Arbeiter:innenbewegung  bezieht?  Der  Linksruck,  den  manche  damit
herbeigesehnt  haben,  blieb  leider  aus.  Vielmehr  gehen die  abgehobenen
Streitigkeiten weiter. Die um einiges rechteren Landeshauptläute schießen
regelmäßig  gegen  Babler,  damit  er  ja  nicht  vergisst,  dass  die
Sozialdemokratie schon lange nicht mehr auf die kleinen Leute schaut. In
Deutschland hat sich der Rechtsruck auch in der Linkspartei ausgedrückt. So
hat sich das „Bündnis Sarah Wagenknecht“ von der Partei abgespalten und
hofft  mit  rechteren Positionen zur Migration und gegen den angeblichen
„Genderwahn“  Wähler:innen  von  der  AfD  zurückzuholen.  Ihr



wirtschaftspolitisches  Programm  wird  in  den  Medien  häufig  als  links
bezeichnet,  steht jedoch in erster Linie nur für eine ein wenig sozialere
Marktwirtschaft, welche angesichts der aktuellen Krise ein utopisches Modell
zu sein scheint.

Wählt die Europäische Linke, aber organisiert
den Widerstand!
Wir rufen euch zur Wahl der Europäischen Linken (Linkspartei, KPÖ) auf. So
finden wir mit ihren Forderungen nach einem Stopp der Privatisierungen und
Kürzungswellen  an  unseren  Schulen  und  Unis,  einem  EU-weiten
Mindetslohn, einem Stopp der Aufrüstungsspirale und legalen und sicheren
Fluchtwege  in  die  EU  noch  die  größte  Übereinstimmung.  Während  die
Linkspartei in Deutschland überhaupt darum kämpfen muss, ins Parlament
einzuziehen zu dürfen, hat die KPÖ in Österreich dieses Jahr mehrere Erfolge
einfahren  können.  Allen  voran  die  Wahl  in  Salzburg,  wo  sie  über  20%
geschafft haben, aber auch für die EU-Wahlen stehen ihre Chancen gut. Die
Parteien der Europäischen Linken eint die Idee von einem sozialeren Europa.
Doch wie diese Forderungen genau umgesetzt werden sollen, insbesondere
wenn sie  auf  den erbitterten Widerstand der  herrschende Klasse  stoßen
werden  –  darüber  schweigt  die  Fraktion.  Doch  dennoch  vereint  sie  die
Illusionen  und  Hoffnungen  der  fortschrittlichsten  Teile  der  europäischen
Arbeiter:innenklasse, der Gewerkschaften, der Klimabewegung auf sich. Mit
diesen müssen wir brechen und den Massen aufzeigen, dass – wie oben schon
näher  erläutert  –  nur  auf  revolutionärem antikapitalistischen  Wege  eine
soziale,  friedliche,  antirassistische  und  ökologische  Vereinigung  Europas
unter kooperativer sozialistischer Planung der Produktion möglich ist.

Doch dafür dürfen wir nicht die kommunistischen Besserwisser:innen am
Gartenzaun  sein.  Unsere  Aufgabe  ist  es  die  richtigen  Forderungen  der
Europäischen  Linken  zu  unterstützen  und  im  gemeinsamen  Kampf
aufzuzeigen,  dass  diese  nicht  auf  parlamentarischem  Wege  und  nur
eingebettet  in  ein  revolutionäres  Programm  durchgesetzt  und  verteidigt
werden können. Die Basis und Wähler:innen dieser reformistischen Parteien
müssen wir dazu auffordern, ihre Führung auf die Probe zu stellen und von



ihnen einen tatsächlichen Kampf für ihre Forderungen einzufordern. Unsere
Aufgabe ist es, Teil dieses Kampfes zu sein, das reformistische Bewusstsein
in der Klasse zu brechen und ihn anhand unseres Programms auch zum
Erfolg zu führen.

Die  Wahl  von  irgendwelchen  „linken  Kleinstparteien“  wie  DKP,  MLPD,
MERA25, SGP oder auch der Letzten Generation lehnen wir ab. Während
DKP  und  MLPD  versuchen  aus  dem  Friedhof  der  Untoten  des
Steinzeitstalinismus  auszubrechen,  versucht  sich  die  vom  ehemaligen
griechischen  Finanzminister  Varoufakis  gegründete  MERA25  als  einzige
palästinasolidarische Partei zu präsentieren. Sie alle eint jedoch, dass sie
keinerlei Rückhalt in irgendwelchen Teilen der Arbeiter:innenklasse besitzen.
Ihre Wahl hat keinerlei Einfluss auf das Bewusstsein der Klasse, sodass wir
die  Klasse  auch  nicht  erreichen,  wenn  wir  unser  Kreuz  für  ihre
zusammengekleisterten,  reformistischen  und  sektiererischen
Wahlprogramme  machen.

In einer Zeit  in der Wirtschaftskrisen
und  Genozide  zu  unserem  Alltag
gehören, braucht es massenhaften und
organisierten  Widerstand  in  unseren
Schulen und Unis. Einen Zettel in eine
Box  werfen  kann  dabei  maximal  eine
Nebenbeschäftigung sein.



Aktionsprogramm  für  trans
Jugendliche
von Jaqueline Katherina Singh, März 2024

Weltweit werden trans Menschen unterdrückt.  Ob nun Konservative, die in
Talkshows  deren  Existenz  leugnen,  Radikalfeminist:innen,  die  Geschlecht
allein an Genitalien ablesen wollen oder CDU-Poliker:innen, die Gendern für
das größte Problem unserer Zeit halten, weil sie die Klimakrise nicht ernst
nehmen.  Es  wird  deutlich:  Die  Sichtbarkeit  von  trans  Personen  in  der
Öffentlichkeit hat sich in den letzten Jahren zwar verbessert, doch an der
Unterdrückung  hat  sich  wenig  geändert.  Schließlich  ist  diese  in  der
gesamten Gesellschaftsstruktur verankert. Das Erstarken der Rechten bringt
zudem gesellschaftliche Rollbacks mit sich wie in den USA oder Pakistan, die
dafür  sorgen,  dass  Queer-  und  insbesondere  Transfeindlichkeit  weiter
zunehmen.  Das  beginnt  mit  reaktionären  Argumentationen  bezüglich
Dragqueens und angeblicher  „woker”  Indoktrination in  der  Schule,  kann
dann auch zur Rücknahme erkämpfter Rechte und schließlich auch zu einer
Zunahme von körperlichen Übergriffen gegen trans Personen führen. Dass
diese Stimmung längst auch in Deutschland angekommen ist, können wir
daran  sehen,  dass  2023  die  Meldungen  von  körperlichen  Angriffen  auf
Paraden  zum  Christopher  Street  Day  (CSDs)  die  Nachrichten  fluteten,
während die CSU in Bayern diesen Kulturkampf der US-Amerikaner:innen
versuchte zu adaptieren, indem auch sie gegen Auftritte von Dragqueens
hetzten.   Im  Folgenden  wollen  wir  uns  daher  die  Situation  von  trans
Jugendlichen  anschauen,  die  von  vielen  Unterdrückungsmechanismen
nochmal  stärker  betroffen  sind.

Unterdrückung in der Familie
Probleme mit der Familie sind für viele Jugendliche Alltag. Doch trans zu
sein, kann diese noch mal verschärfen. Denn es geht nicht darum, einfach
„nur” nicht verstanden zu werden.  Stell dir vor: Du kannst dich nicht so
kleiden, wie du willst. Alle sprechen dich mit einem Namen an, der nicht dein
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eigener ist. Kurzum – man sieht dich nicht so, wie du wirklich bist. Deswegen
ist  es  nicht  verwunderlich,  dass  laut  einer  Studie  des  Deutschen
Jugendinstituts 69,4 % der trans Jugendlichen befürchten, dass ihre Familie
sie nicht akzeptieren wird. Doch was bedeutet das konkret?

Das  Coming-out  kann  eine  große  Hürde  sein,  da  die  finanzielle  und
juristische Abhängigkeit von der Familie es nahezu unmöglich machen kann,
sich  frei  auszudrücken  oder  notwendige  medizinische  Behandlungen  wie
Hormontherapie zu erhalten. Denn letzten Endes bestimmst nicht du über
deinen Körper, sondern deine Erziehungsberechtigten. Das ist der Kern des
Problems: Wenn deine Eltern kein Verständnis haben (wollen), dich nicht
ernst nehmen – oder einfach nur hilflos sind, dann wird es schwierig. Die
juristische, sowie finanzielle Abhängigkeit erschwert es vielen trans Personen
massiv, einfach so das Elternhaus zu verlassen und auszuziehen. Ganz zu
schweigen von der emotionalen Belastung, die damit einhergeht, wenn die
eigenen Eltern/Erziehungsberechtigten einen nicht unterstützen können oder
wollen. rans Menschen, v.a. Jugendliche haben eine viel zitierte enorm hohe
Rate an Suizidversuchen (je nach Studie um die 40%). Wenn mindestens eine
erwachsene Person sie unterstützt,  sinkt die Wahrscheinlichkeit  um etwa
30% Doch die Beratungsangebote für trans Jugendliche sowie ihre Eltern
sind selten – und die wenigen, die es gibt, sind oft überlastet oder gar nicht
unvoreingenommen.  Deswegen treten  wir  nicht  nur  für  den  Ausbau von
Beratungsstellen ein, für Jugendliche braucht es auch die Möglichkeit, bei
Bedarf ihr Leben unabhängig vom Elternhaus gestalten zu können!

Für  die  ökonomische  Unabhängigkeit  von  Schüler:innen,
Studierenden und Jugendlichen in Ausbildung! Für ein monatliches
Mindesteinkommen, angepasst an die Inflation, von 1.100 Euro plus
Warmmiete, finanziert durch Besteuerung von Reichtum und Kapital!

Für  selbstverwaltete  Freiräume  für  Jugendliche,  den  massiven
Ausbau  von  Jugendzentren  und  kostenlose  Zugang  zu  einem
ausgebauten  Freizeit-  und  Kulturangebot,  bezahlt  durch  die
Besteuerung  der  Reichen!



Ausbau  von  flächendeckenden  Beratungsstellen  von  und  für
LGBTIA+ und ihre Angehörigen!

Für  den  Ausbau  von  Schutzhäusern  für  Kinder  und  Jugendliche!
Niemand  soll  bei  seiner  Familie  bleiben  müssen,  wer  das  nicht
möchte!  Für  die  Förderung  neuer  Formen  des  Zusammenlebens,
beispielsweise  durch  den  Ausbau  und  die  Weiterentwicklung  des
sozialen Wohnungsbaus! 

Schule und Ausbildung
Doch nicht nur in der Familie, sondern auch an Orten, wo man den Großteil
seiner Lebenszeit verbringen muss – also Schule oder Ausbildungsstätte –
wird man eingeschränkt. Eine weitere Studie des Bundesverbands Trans* aus
dem Jahr 2017 zeigt, dass fast 90 % der trans Schüler:innen in Deutschland
in der Schule diskriminiert werden. Dazu gehören u. a. die Verwendung des
Deadnames und von falschen Pronomen, Belästigungen, Mobbing und auch
physische Übergriffe. Die Studie zeigt auch auf, dass nur ein Bruchteil der
betroffenen Schüler:innen sich an Lehrkräfte oder Schulleitungen wendet, da
sie Angst haben, dadurch noch stärker stigmatisiert zu werden. Denn die
wenigsten  Schulen  bieten  Unterstützung  gegen  Mobbing  und
Diskriminierung  an,  auch  wenn sich  viele  von  ihnen  das  Abzeichen  von
Schule ohne Rassismus, Schule mit Courage ans Tor hängen lassen. Aus
einer weiteren Studie des Bundesverbandes geht hervor, dass nur 18 % der
trans Schüler:innen das Gefühl haben, dass ihre Schule ein sicherer Ort für
sie ist. Dies liegt auch daran, dass die Idee des binären Geschlechtersystems
in der Gesellschaft vorherrschend ist und ebenso in der Schule reproduziert
wird.  Sei  es  durch  Unterrichtsinhalte,  bei  denen  Frau  Meier  den
Wocheneinkauf für ihre Familie tätigt als Einleitung für eine Textaufgabe in
Mathe, die klassische, heteronormative Sexualkunde im Biologieunterricht,
lediglich ausgelegt auf Verhütung und Reproduktion, oder die Abwesenheit
von queeren Lebensrealitäten in der Pflichtlektüre, die wir in Deutsch oder
Englisch lesen müssen. Das gilt auch für Regelungen, die über den bloßen
Unterricht  hinausgehen,  aber  den Schulalltag  prägen wie  z.  B.  fehlende



geschlechtsneutrale  Toiletten  oder  Umkleideräume  sowie  die  allgemeine
Adressierung  der  Schüler:innenschaft  in  Rundbriefen.  Das  Verbot.  an
Schulen  zu  gendern,  wie  es  in  Sachsen  und  Sachsen-Anhalt  bereits
umgesetzt  wurde,  oder  in  Berlin  durch  die  CDU-Regierung  zumindest
diskutiert wird, tut sein Übriges. Auch wenn Gendern nicht automatisch zur
Befreiung von trans Personen führt, so ist dennoch die Repräsentation in der
Sprache auch ein mögliches Kampffeld.

Schluss mit Deadnames auf Klassenarbeiten, Schüler:innenausweisen
und Klassenbüchern! 

Für  die  Möglichkeit,  den  Namen  und  Geschlechtseintrag  in  der
Schule einfach und unbürokratisch zu ändern! 

Wir  bestimmen,  was  wir  lernen  wollen:  Rahmenlehrpläne  unter
Kontrolle der Lernenden, Lehrenden, Arbeiter:innenbewegung und
Vertreter:innen  von  Diskriminierten!  Für  angemessenen,
verpflichtenden Aufklärungsunterricht vor der Geschlechtsreife und
die  gleichberechtigte  Darstellung  aller  Formen  von  Geschlecht,
Geschlechtsidentität,  Sexualität  und  des  einvernehmlichen
Geschlechtsverkehrs!

Kampf  der  Diskriminierung  an  der  Schule:  Für  breite
Aufklärungskampagnen durch die Gewerkschaften von Lehrkräften
und Schüler:innen und für eine von der Schulleitung unabhängige
Antidiskriminierungsstelle,  kontrolliert  von  Lernenden,  Lehrenden
und  Organen  der  Arbeiter:innenklasse,  die  jederzeit  wähl-  und
abhwähbar  sind!

Von Schüler:innen selbstorganisierte Freiräume, die in den Pausen
für alle frei zugänglich sind, an jeder Schule und den Ausbau von



Unisextoiletten sowie Umkleideräumen!

Ähnlich sieht die Situation in der Ausbildung aus. Hier kommt jedoch der
ökonomische Druck hinzu, der es vielen erschwert, sich selbst auszuleben
oder dies sogar komplett unmöglich macht. Eine Studie – ebenfalls aus dem
Jahr 2017 – von der Antidiskriminierungsstelle des Bundes hat ergeben, dass
trans Personen in der Ausbildung häufiger diskriminiert werden als ihre cis-
geschlechtlichen  Kolleg:innen.  48  Prozent  der  befragten  trans  Personen
gaben an, bereits Diskriminierung am Arbeitsplatz erlebt zu haben, während
es bei cis Personen nur 24 Prozent waren. 

Die  Diskriminierung reichte von Mobbing über  das Ausgrenzen aus dem
Team bis hin zu sexueller Belästigung. Dabei ist klar: Ob nun Kolleg:innen,
die durch mangelndes Wissen mit Stammtischparolen um sich werfen, oder
beispielsweise Kund:innen, die eine/n missgendern oder gar offen ausgelebte
Transfeindlichkeit: Als Azubi für die eigenen Rechte einzustehen, ist um ein
Vielfaches vertrackter. Das liegt aber nicht (nur) am Alter an sich, sondern
der Status als Azubi ist hier das entscheidende Moment – Lehrjahre sind
schließlich  keine  Herrenjahre.  Dass  man  als  ungleiche  Arbeitskraft
angesehen wird, die erstmal „richtig ausgebildet” werden muss, bevor man
als  gleichrangig  angesehen  wird,  wirkt  sich  auch  auf  den  Umgang
miteinander  aus.  Herablassende  Bemerkungen,  gar  Beleidigungen  statt
konstruktiver  Kritik  sind  in  bestimmten  Branchen  ganz  offen  an  der
Tagesordnung, in anderen existieren sie eher versteckt. Das kann soziale
Unterdrückung verstärken und den Rahmen, wie man sich dagegen wehren
kann,  erheblich  einschränken.  Wenn  wir  also  in  der  Ausbildung  gegen
Transfeindlichkeit kämpfen wollen, dann müssen wir das mit dem Kampf für
bessere Ausbildungsrechte verbinden!

Tarifliche  und  rechtliche  Gleichstellung  aller  Auszubildenden!
Mindestausbildungsvergütung  in  Höhe  des  Mindestlohns  und
Anhebung  dessen  auf  15  Euro  die  Stunde!

Gegen  alle  Versuche  und  Regelungen  wie  „Job  aktiv“  und



„Kombilohn“, die den Billiglohnsektor ausweiten! Übernahme aller
befristeten  und  Leiharbeits-  in  Normalarbeitsverhältnisse  statt
Ausdehnung  der  Flexibilisierung  und  des  Niedriglohnsektors!

Probezeit? Nein Danke: Volle wirtschaftliche Rechte – inklusive des
auf Streik – für Azubis!

Übernahme  garantiert:  Volle  und  unbefristete  Übernahme  aller
Jugendlichen  nach  der  Ausbildung  –  bei  Verweigerung  der
Übernahme Strafzahlung! Für die Abschaffung aller Quoten, die die
Übernahme beschränken! 

Für  das  Recht,  in  Job  und Ausbildung den gewählten  Namen zu
nutzen, auch wenn dieser noch nicht im Ausweis steht!

Um die Situation am Arbeitsplatz nachhaltig zu verbessern, muss sich auch
was in den Gewerkschaften ändern. Es ist ein erster Schritt gewesen, dass
man auch „divers” im Mitgliedsausweis angeben kann – aber mal ehrlich,
ausreichend ist  das nicht.  Erstmal  sollte  es nicht  verpflichtend sein,  das
eigene Geschlecht überhaupt angeben zu müssen. Darüber hinaus müssen
Gewerkschaften an Betrieben und Berufsschulen präsent sein.  Das heißt,
zum  einen  Aufklärungskampagnen  gegen  Diskriminierung  an  Betrieben,
Schulen und Unis organisieren und zum anderen auch, die Präsenz durch
Beratungsstellen  an Berufsschulen sowie  die  Vertrauenskörperstruktur  in
den Betrieben flächendeckend auszubauen. Zusätzlich ist es ein Problem,
dass für Länder wie Deutschland Datenerhebungen fehlen, wenn es darum
geht,  die  Verbindung  von  Einkommen  und  Unterdrückung  zu  erfassen.
Zahlen aus den USA belegen, dass dort insbesondere schwarze trans Frauen
weniger als der US-Durchschnitt verdienen. Solche Erhebungen wären ein
erster Schritt,  um auch passende Forderungen aufwerfen zu können und
würde zudem klar zeigen, dass Gewerkschaften sich bewusst positionieren.



Flächendeckender  Ausbau  der  Vertrauenskörperstrukturen  und
Antidiskriminierungsstellen!

Für das Recht  auf  gesonderte  Treffen in  den Organisationen der
Arbeiter:innenbewegung,  um  den  Kampf  für  Gleichberechtigung
voranzutreiben  und  gegen  diskriminierendes  und  chauvinistisches
Verhalten vorzugehen!

Breite  Kampagnen  zur  gewerkschaftlichen  Organisierung  von
Jugendlichen! Wir wollen uns nicht bevormunden lassen: Gerechte
Repräsentanz in den Gremien der Gewerkschaften! 

R e g e l m ä ß i g e  E r h e b u n g e n  b z g l .  E i n k o m m e n  u n d
Diskriminierungserfahrungen, kontrolliert durch Gewerkschaften!

Medien, Alltag und Gewalt
Ob  Bahnhofstoiletten,  Behördengänge,  Bekleidungsgeschäfte  oder  das
umfangreiche Sortiment an Waren, die man erwerben kann: Wenn man mal
darauf achtet, dann wird deutlich, wie viel in unserer Gesellschaft eigentlich
von der binären Geschlechterordnung bestimmt wird. Daraufhin einfach mal
abschalten und eine Serie schauen, um den Stress in der Schule oder Familie
zu  vergessen?  Das  ist  aber  nur  bedingt  möglich.  In  den  letzten  Jahren
wurden zwar immer mehr trans Charaktere in Serien und Filme integriert.
Dennoch: Die Sichtbarkeit ist umkämpft und noch längst nicht ausreichend.
Diversität heißt übrigens nicht, so viele unterdrückte Gruppen wie möglich
zu zeigen, sondern auch eine Varianz dieser mit einzubeziehen. 

Ansonsten werden immer wieder Stereotype reproduziert. Was bedeutet das
in  der  Praxis?  Es  ist  legit im,  sich  mit  dem  Thema  Transit ion
auseinanderzusetzen.  Aber  genauso  notwendig  ist  es,  unterschiedliche
Erfahrungen  mit  einzubeziehen:  Nicht-binäre  trans  Personen  sind  eher



unterrepräsentiert  und  Menschen,  die  trans  sind,  aber  sich  nicht  in  die
jeweilige Geschlechterrolle stecken lassen wollen, werden meistens negativ
dargestellt. Die Charaktere, die am positivsten wegkommen, sind jene, die
der binären Geschlechterordnung am meisten entsprechen. Das zu zeigen, ist
nicht per se falsch, das ausschließlich zu zeigen, allerdings schon. Flache
Charakterarchs hin zur Akzeptanz der eigenen Transidentität oder das bloße
Darstellen von körperlicher und sozialer Transition oder dem Umgang mit
Diskriminierung sind vielleicht für cis Personen interessante Geschichten,
aber für trans Menschen ist das einfach unser selbstverständlicher Alltag und
damit  totlangweilig.  Wir  wollen  trans  Held:innen,  Bösewichte,  Mütter,
Nebencharaktere,  Kolleg:innen  etc.  in  Serien  und  Filmen,  deren
Transidentität sie nicht definiert – aber eben selbstverständlicher Teil ihrer
Geschichte und Lebensrealtität ist.

Besser  wird  es  jedoch  auf  keinen  Fall ,  wenn  man  die  meisten
Nachrichtenseiten  aufruft.  Die  vermehrte  Repräsentation  von  trans
Personen, die Bevormundung von Jugendlichen, die Krise der bürgerlichen
Familie, der allgemeine gesellschaftliche Rechtsruck und der Misserfolg des
bürgerlichen  Feminismus  hinsichtl ich  der  Überwindung  von
Frauenunterdrückung,  haben  unter  anderem  dazu  geführt,  dass
(vermeintliche)  Feminist:innen  wie  Alice  Schwarzer  vom  „Transtrend“
sprechen.  In  Nachrichten  –  insbesondere  in  populistischen  Blättern  –   
werden fiktive Szenarien beleuchtet, in denen angebliche Feminist:innen vor
allem trans Frauen unglaubliche Dinge unterstellen, anstatt über die reale
Gewalt, die trans Personen angetan wird, zu berichten. Die Kriminalstatistik
zeigt jedoch: Zwischen 2018 und 2021 hat sich die Gewalt gegen queere
Menschen  mehr  als  verdoppelt.  Das  führt  uns  zur  eigentlichen  Gefahr:
Während man in größeren Städten zwar etwas „sicherer” als in ländlicheren
Gegenden ist, so ist es nicht gegeben, dass man mal „einfach so” Bahn fahren
kann. Komische Blicke, Beleidigungen und die Angst vor Gewalt gehören in
der  Regel  dazu,  wenn  man  nicht  so  aussieht,  wie  die  klassischen
Geschlechterrollen es  verlangen.   Das wird verstärkt  durch den stetigen
Rechtsruck,  den wir  erleben,  und so steigt  auch die  Gefahr  für  gezielte
Übergriffe.  Selbst  in  vermeintlich  „queerfreundlichen”  Großstädten  wie
Berlin  kommt  es  mittlerweile  nicht  nur  zu  verbalen,  sondern  auch



körperlichen  Angriffen.

Enteignet  die  „kulturschaffende“  Industrie  (Gameentwickler,
Filmproduktionen, …) und organisiert die Produktion durch Räte aus
Arbeiter:innen, Zuschauer:innen und Unterdrückten!

Gewalt  stoppen:  Demokratisch  organisierte  und  gewählte
Selbstverteidigungskomitees gegen Übergriffe auf LGBTIA+! Für den
Ausbau  von  Schutzräumen  für  LGBTIA+  und  Unisexorte  in  der
Öffentlichkeit!

Medizinische Versorgung
Arz-/Ärztinttermine sind generell  ein  rares  Gut.  Wer  versucht  hat,  einen
Beratungstermin beispielsweise beim/bei der Endokrinolog:in zu bekommen,
weiß, dass Wartezeiten von über einem halben Jahr keine Seltenheit sind.
Deswegen bedeutet der Kampf für Selbstbestimmung auch ein Kampf für die
Verbesserung des Gesundheitssystems insgesamt. Das bedeutet:

Weg  mit  Privatisierung  der  Krankenhäuser!  Nein  zu  deren
Schließungen auf dem Land!

Für einen höheren Personalschlüssel und Verkürzung der Arbeitszeit
für alle Beschäftigten bei  vollem Lohnausgleich!

Finanziert werden sollte das Ganze durch die Abschaffung des DRG-Systems,
Abschaffung  des  Zweiklassen-Gesundheitssystems  (also  nur  gesetzliche
Krankenkassen statt privater), Besteuerung der Reichen und Enteignung der
Klinik- und Pharmaziekonzerne. So können eine schnellere Terminvergabe
sowie qualitativ bessere Betreuung gewährleistet werden. Doch nicht nur
Termine sind ein Problem: Arzt-/Ärztinbesuche bei Gynäkolog:innen sowie
Urolog:innen sind für viele nicht nur mit emotionalem Stress verbunden sind



–  sondern  können  auch  mit  Ablehnung  und  Unverständnis  seitens
Praxismitarbeitenden oder anderen Patient:innen begleitet werden. So hat
laut einer Studie der deutschen AIDS-Hilfe und des RKI von 2023 fast jeder
fünfte nicht-binäre oder trans Mensch (17 Prozent) bereits aus Angst vor
Diskriminierung lieber  auf  bestimmte medizinische Leistungen verzichtet.
Auch  in  der  Apotheke  kann  es  unangenehm  werden,  wenn  die
Mitarbeiter:innen  beispielsweise  einem  trans  Mann  keine  Pille  danach
rausgeben möchten, da in manchen Apotheken die Vorgehensweise üblich
ist, dass sie Pille nur an die betroffene Frau verkauft wird. In einer Situation,
wo  sich  viele  sowieso  schon  gedemütigt  aufgrund  des  gesellschaftlichen
Stigmas bei Notfallverhütung fühlen, müssen trans Personen nun auch noch
ihr Anliegen zusätzlich begründen.

Die  Transition  an  sich  ist  auch  mit  vielen  Hindernissen  verbunden.  So
müssen  sich  trans  Menschen  vor  einer  Hormonbehandlung  oder
chirurgischen Eingriffen  in  zwei  unabhängigen Gutachten unangenehmen
psychosozialen Befragungen stellen, wo unter anderem intime Details über
das Sexualleben und den mentalen Gesundheitszustand abgefragt werden,
damit  Ärzt:innen  bestätigen  können,  dass  die  Person  für  eine  solche
Behandlung in Frage kommt. Das kann auch dazu führen, dass nicht-binäre
trans Personen, welche den Wunsch nach einer Hormonbehandlung hegen,
ihre Ärzt:innen anlügen müssen, da sie diese Hormone nur bei einer binären
Transgeschlechtlichkeit  verschreiben (können).  Mit  diesem unnötigen und
beschämenden  Herumstochern  im  Privatleben  muss  Schluss  sein!
Beratungsstellen müssen ausgebaut werden, aber die Beratung sollte sich
nicht  wie  eine  Prüfung  anfühlen  und  letztendlich  sollte  es  keine
Fremdbestimmung  durch  das  ärztliche  Personal  geben.

Für trans Jugendliche spielt auch die Frage von Pubertätsblockern eine Rolle,
die  verhindern  sollen,  dass  sie  in  die  Pubertät  kommen  und  diesem
Leidensdruck, der damit einhergeht, ausgesetzt werden, obwohl sie bereits
beginnen, ihre Geschlechtsidentität zu hinterfragen. Es zu begrüßen, dass
trans Jugendlichen so eine Möglichkeit geboten wird, die Selbstbestimmung
über die Entwicklung ihres Körpers erlangen zu können. Statt Panikmache
von Alice Schwarzer und Co. und Bevormundung durch die Eltern, braucht es



gute  Aufklärung  über  die  bestehenden  Studien  (die  existieren,  da
Hormonblocker  schon  seit  Jahrzehnten  in  anderen  medizinischen  Fragen
eingesetzt  werden)  und  einfach  medizinische  Studien  für  Hormon
Replacement  Therapie.  

Zudem  ist  –  wie  auch  woanders  –  die  Medizin  von  gesellschaftlicher
Unterdrückung  geprägt.  Das  wird  deutlich  daran,  dass  viele
Patient:innenstudien, Symptome und Medikamentenvorgaben auf Basis cis-
männlicher  Körper  stattfinden  –  was  beispielsweise  dazu  führt,  dass
Personen  mit  biologisch  weiblichem  Körper  vermehrt  an  Herzinfarkten
sterben, weil sie andere Symptome aufweisen oder nicht ernst genommen
werden, insbesondere wenn sie nicht-weiß sind. Falsche Kategorisierung des
Geschlechts der Betroffenen oder die Annahme, es würde sich um einen cis
Körper handeln, können auch fatale Folgen hinsichtlich der Beratung bei
Verhütungsmethoden  sowie  der  Behandlung  von  Geschlechtskrankheiten
oder  der  HIV-Prävention  haben,  da  manche  Beratungen  aufgrund  der
Vermutung  einer  Geschlechtsidentität  und  sexueller  Orientierung  nicht
durchgeführt werden und auch hier die Präparate unterschiedlich auf die
Körper wirken. Nach einer Personenstands- und Namensänderung zahlt die
Krankenkasse  teilweise  „geschlechtsspezifische“  Behandlungen  wie  HPV
Impfungen nicht mehr (bzw. man muss sich ihnen extra erklären und damit
rumschlagen). 

Viele Ärzt:innen wissen außerdem schlicht nicht, was eine HRT (Hormone
Replacement Therapy) an einem Körper ändern kann und ignorieren z.B.
dass bei einer Testosterontherapie das Risiko von Herzerkrankungen auf das
eines  cis  Mannes  steigt,  andere  körperliche  Vorgänge  eher  wie  bei  cis
Frauen funktionieren und wieder andere Dinge mit beidem nur noch wenig
zu tun haben. Faktisch führt das dazu, dass trans Menschen oft zu Ärzt:innen
gehen und ihnen erstmal ihren Körper erklären müssen. Da an der Stelle
aber zu wenig Forschung existiert,  es sehr kompliziert werden kann, die
Beschäftigung mit dem eigenen Körper mental schwierig sein kann und die
Ressourcen  begrenzt  s ind,  s ind  viele  trans  Menschen  dazu
verständlicherweise nicht in der Lage. Der erschwerte Zugang führt aber
dazu,  dass  manche  trans  Personen  sich  über  inoffizielle  Wege  Hormone



besorgen  müssen.  Ohne  medizinische  Überwachung  der  Dosierung  und
Nebenwirkungen kann das aber auch sehr gefährlich für die Betroffenen
enden.  Das  heißt,  wir  brauchen  Forschung,  Lehre  und  Praxis,  die  die
Auswirkungen gesellschaftlicher Diskriminierung mit einbeziehen, sowie eine
Medizin, die eine biologische Bipolarität  der Geschlechter anerkennt! Des
Weiteren brauchen wir auch eine Auseinandersetzung mit der Produktion
von Medikamenten und Präparaten in der Pharmazie. Die Devise heißt hier
Enteignung  unter  Arbeiter:innenkontrolle  und  die  Aufhebung  des
Patentrechts,  um  zu  gewährleisten,  dass  die  Produktion  von
Pubertätsblockern und Hormonpräparaten nicht unter Profitinteresse steht
und sie auch in einer Langzeitanwendung so sicher wie möglich sind!

Für Selbstbestimmung über den eigenen Körper: Für das Recht auf
kostenfreien  und  unbürokratischen  Zugang  zu  medizinischer
Geschlechtsangleichung!

Schluss mit Diskriminierung: Rahmenlehrpläne in der medizinischen
Ausbildung  unter  Kontrolle  von  Ärzt:innen,  Arbeiter:innen  und
V e r t r e t e r : i n n e n  v o n  U n t e r d r ü c k t e n !  F ü r  b r e i t e
Sensibilisierungskampagnen  gegen  Diskriminierung  im
Gesundheitssystem und den Ausbau von Gesundheitszentren speziell
für Frauen und LGBTIA+! 

Intersex  vollständig  legalisieren:  Verbot  medizinisch  nicht
notwendiger, kosmetischer
Genitaloperationen an Kindern!

Rekommunalisierung  und  Verstaatlichung  aller  privatisierten
Kliniken unter Kontrolle der Beschäftigten und Patient:innen, die ein
In teresse  an  guten  Arbe i t sbed ingungen  und  guter
Gesundheitsversorgung  haben!



Freier  und  kostenloser  Zugang  zu  Verhütungsmitteln!  Massiver
Ausbau der Beratung und Forschung in diesem Bereich!

Staatliche Diskriminierung
Seit August 2023 ist das TSG (Transsexuellengesetz) Geschichte und wurde
durchs  sogenannte  „Selbstbestimmungsgesetz”  ersetzt.  Erst  einmal  das
Positive:  Das  Selbstbestimmungsgesetz  ermöglicht  es  trans,
intergeschlechtlichen  und  nicht-binären  Menschen,  ihren  Namen  und
Geschlechtseintrag auf Antrag beim Standesamt zu ändern. Während man
früher  vor  Gericht  gehen  musste  sowie  zwei  psychologische  Gutachten
brauchte , nur um die Personenstandsänderung durchzusetzen, kann man ab
Herbst 2024 Namen und Geschlecht angleichen, indem man sich 3 Monate
vor der sogenannten „Erklärung mit Eigenversicherung“ beim Standesamt
anmeldet. Doch für Minderjährige ist der Prozess der „Selbstbestimmung“
weitaus weniger frei und eigenständig möglich. Personen ab 14 Jahren haben
zwar das Recht, ihren Antrag auf Geschlechtsänderung selbst einzureichen.
Seine Wirksamkeit hängt jedoch von der Zustimmung der sorgeberechtigten
Person oder des Familiengerichts ab. 

Alle jüngeren Personen dürfen nicht mal den Antrag selber einreichen und
haben wenig mitzureden, welches Geschlecht oder welcher Name angegeben
wird. Ausgeschlossen werden ebenso Personen, deren Visum bald abläuft –
um zu verhindern, dass sie sich vor der Abschiebung „drücken” können. Auch
im  „Spannungs-  und  Verteidigungsfall“  kann  die  Angleichung  auch
„ausgesetzt”  werden,  um  Menschen  in  den  Wehrdienst  einzuziehen.
Besonders fatal ist, dass mit dem Selbstbestimmungsgesetz eine Liste erstellt
wird. Das heißt: Alle trans Personen (mit ihren Deadnames und Adressen)
sind den staatlichen Strukturen wie BKA, Polizei und Geheimdienst bekannt.
Man benötigt keine Datenschutzexpertise, um zu wissen, dass das überhaupt
nicht nötig ist, sondern vielmehr eine Gefährdung darstellt .

Für  Selbstbestimmung  über  die  eigene  Geschlechtsidentität:  Für
Recht auf kostenfreien und unbürokratischen Zugang zur offiziellen
Namens-  und  Personenstandsänderung!  Gegen  den  Zwang,  das



Geschlecht  in  amtlichen  Dokumenten  anzugeben!

Keine Weitergabe dieser Informationen an Bundeskriminalamt (BKA),
die  Landeskriminalämter,  die  Bundespolizei,  das  Bundesamt  für
Verfassungsschutz  und  den  Militärischen  Abschirmdienst!

Volle  rechtliche  Gleichstellung  von  LGBTIA+!  Gleichstellung  aller
Partnerschaften und Lebensgemeinschaften mit der Familie! Für die
automatische Eintragung queerer Eltern auf  die  Geburtsurkunden
ihrer Kinder: mit ihren gewünschten Namen und Geschlecht!

Ursprung der Unterdrückung
Die Beispiele zeigen: Die Unterdrückung von trans Menschen ist überall zu
finden. Doch wenn wir sie nicht nur oberflächlich bekämpfen wollen, müssen
wir uns fragen: Woher kommt sie eigentlich?  Für uns als Marxist:innen ist
die Diskriminierung von trans und anderen queeren Personen eng mit der
Frauenunterdrückung  verbunden.  Letztere  wird  in  der  kapitalistischen
Gesellschaft durch die Auslagerung von Reproduktionsarbeit (beispielsweise
Kindererziehung,  Pflege,  Kochen,  Waschen  etc.)  ins  Private  manifestiert.
Kollektive  Küchen,  Waschhäuser  oder  auch  Pflege  könnte  man
gesamtgesellschaftlich organisieren und dadurch massiv Zeit einsparen (und
so auch die Qualität verbessern).  Doch um Kosten zu sparen, wird diese
Arbeit  in  das  Privatleben  von  Individuen  gedrängt.  Frauen  tragen  dabei
oftmals  die  Hauptlast  der  reproduktiven  Arbeit  aufgrund  der
geschlechtlichen  Arbeitsteilung,  die  vorherrscht.  Der  Stereotyp  der
bürgerlichen  Familie  macht  das  besonders  deutlich:  

Hier hat „alles seine Ordnung” und die Rollen sind klar verteilt: Der Mann
ernährt als Hauptverdiener die Familie, während die Frau bestenfalls noch
etwas dazuverdienen darf, sich aber hauptsächlich um den Haushalt und die
Kindererziehung  kümmert.  Wer  sich  jetzt  denkt,  dass  die  1960er  Jahre
angerufen haben und ihre verstaubte Lebensrealität zurückhaben wollen, hat



recht. Jedoch wird diese Aufteilung nach wie vor vielerorts reproduziert: Sei
es  in  Medien,  durch  Religionen,  konservative  Politiker:innen  oder  durch
Gesetze,  die  Hetero-Zweierbeziehungen  bevorzugen.  Kurzum:  Die
bürgerliche Familie nimmt im Kapitalismus einen ideologischen Stellenwert
ein, der geschützt wird. Dies geschieht nicht rein zufällig, sondern ist einfach
eine Ideologie und Praxis, die für den Kapitalismus besonders profitabel ist.
So werden durch das Idealbild der Familie die Erbschaftsverhältnisse der
Herrschenden  geregelt,  während  die  ganze  Reproduktionsarbeit  der
Arbeiter:innenklasse unentgeltlich im Privaten stattfindet. Menschen, die nun
nicht in dieses cis- und heteronormative Gesellschaftsbild hineinpassen, sind
der bürgerlichen Gesellschaft natürlich ein Dorn im Auge. Denn mit ihrer
bloßen Existenz stellen sie eine Gesellschaftsordnung in Frage, in der es
„natürlich„ scheint,  dass Männer arbeiten,  Frauen Hausarbeit  verrichten,
und es normal ist,  dass nur heterosexuelle Paare Kinder bekommen. Das
erklärt auch, warum insbesondere Rechte und andere Reaktionär:innen so
vehement  gegen  Queers  eintreten.   Gleichgeschlechtliche  Partner:innen
lieben, mehr als eine/n Partner:in haben oder eben das eigene Geschlecht
angleichen lassen – all das greift die geschlechtliche Arbeitsteilung an. Diese
ist  jedoch  notwendig,  um  die  Familie  und  somit  die  Auslagerung  der
Reproduktionsarbeit  ins  Private  aufrechtzuerhalten  und  somit  auch  der
Ursprung der Unterdrückung von LGBTIA+.

Kampf  für  Reduzierung  der  Arbeitszeit  für  die  gesamte
Arbeiter:innenklasse, damit die
Reproduktionsarbeit auf alle  verteilt werden kann und den Frauen
die  Teilnahme  am  politischen  und  gesellschaftlichen  Leben
erleichtert  wird!

Kampf  den  Geschlechterrollen:  Schluss  mit  geschlechtlicher
Arbeitsteilung:  Für  die  Vergesellschaftung  der  Haus-  und
Reproduktionsarbeit;  gleichmäßige  Aufteilung der  übrigbleibenden
privaten Tätigkeiten!



Was tun?
All  diese  Forderungen  zu  erkämpfen,  wäre  ein  wichtiger  Schritt  in  der
Verbesserung der Situation von trans Personen. Unser Ziel muss jedoch sein,
der Unterdrückung die materielle Grundlage zu entziehen. Deswegen ist für
uns  der  Kampf  für  die  Befreiung  von  LGBTIA+  verbunden  mit  der
Notwendigkeit,  die  Reproduktionsarbeit  zu  vergesellschaften  und  die
kapitalistische  Gesellschaft  zu  zerschlagen!

In der Praxis setzen wir uns für einen gemeinsamen Kampf von Frauen-,
LGBTIA+- und Arbeiter:innenbewegung ein. Zum einen, weil Erstere genauso
Teil der Arbeiter:innenklasse sind und das Bild des „Arbeiters im Blaumann”
als diese vollständig repräsentierendes veraltet ist. Zum anderen nimmt die
Arbeiter:innenklasse  eine  Schlüsselposition  ein,  wenn  es  darum  geht,
Forderungen  durchzusetzen.  Durch  ihre  Stellung  im  Produktionsprozess
kann sie durch Streiks ökonomischen Druck aufbauen und so sichern, dass
Reformen durchgesetzt werden können. Sie ist auch zentral, wenn es darum
geht,  den Kapitalismus zu zerschlagen. Deswegen ist  es unsere Aufgabe,
revolutionäres Bewusstsein in die Klasse zu tragen und den gemeinsamen
Kampf zu führen, um gegen existierende Vorurteile sowie Diskriminierung zu
kämpfen und letzten Endes die Grundlage von LGBTIA+-Unterdrückung zu
beseitigen. Um das zu ermöglichen, glauben wir, dass es notwendig ist, dass
in  den  Organisationen  der  Arbeiter:innenklasse  –  ob  nun  Gewerkschaft,
revolutionärer  Organisation  oder  Partei  –  das  Recht  für  gesellschaftlich
Unterdrückte besteht, einen Caucus zu bilden, d. h. einen Ort, an dem sie
sich unter ihresgleichen treffen können, um sich über erlebte Unterdrückung
auszutauschen,  ob  nun  innerhalb  oder  außerhalb  der  Strukturen.  Dafür
benötigen wir auch ein revolutionäres Programm, welches alle Forderungen,
die  sich  auf  die  unterschiedlichen  Ausgebeuteten  und  Unterdrückten
beziehen,  zu  einem  gemeinsamen  Kampf  verbindet.



Wie  Christian  Lindner  uns
Jugendliche in die Armut stürzt
von Clay Ikarus, September 2023

Heute ist Weltkindertag, doch die Zukunft von Kindern und Jugendlichen
wird von den massiven Krisen bedroht. Unsere Lebensgrundlage wird durch
die systemgemachte Umweltkrise zerstört, die Bildungskrise erhöht immer
mehr den Druck auf  uns,  wir  haben schlechte  Aussichten auf  einen gut
bezahlten Job und viele von uns sind von Gewalt zuhause oder in der Schule
betroffen. Viele leben in Armut, sind auf der Flucht, haben psychische und
physische  Krankheiten,  einige  werden  von  der  Gesellschaft  in  den  Tod
getrieben. All das ist nichts neues und selbst die bürgerliche Presse berichtet
mittlerweile ständig darüber, da es sich aber immer mehr zuspitzt. Die Ampel
hat  große  Versprechungen  gemacht,  dass  sie  sich  für  die  Kinder  und
Jugendlichen einsetzen will. Aber das Gegenteil ist der Fall!

Kürzen, Kürzen, Kürzen
Christian Lindner, Vorsitzender der FDP und stets bemühter Liebling der
Jugendlichen, bestimmt derzeit über den Bundeshaushalt. Im Juli 2023 stellte
er  den  Bundeshaushaltsplan  für  2024  vor  und  kündigte  massive
Sparmaßnahmen an. Für Kinder- und Jugendhilfe, im Kinder- und Jugendplan
sowie in Freiwilligendiensten sieht er massive Kürzungen vor.

44,6 Mio. Euro sollen gekürzt werden. Doch bereits jetzt werden weniger
Gelder ausgegeben als noch vor der Krise, Pandemie und Krieg. Und diese
haben vorher schon zu einer Unterfinanzierung der Jugendhilfe geführt. Es
werden gerade mal 195 Mio. Euro eingeplant. Wer jemals auf die Jugendhilfe
angewiesen war, weiß, wie dramatisch die Situation dort ist: Es gibt kaum
Einrichtungen,  der  Personalmangel  ist  immens  und  Gelder  für
Freizeitaktivitäten war vorher schon knapp. Aber hey! Wenigstens wurde
2021 das Kindergeld um 15 Euro erhöht.

Darauf ist Herr Lindner auch sehr stolz, wenn er uns erklärt, dass jetzt auch
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wieder gespart werden kann. Das verkauft er sogar als große Wohltat für die
zukünftigen Generationen, weil die Schulden dann geringer seien, aber die
Wahrheit ist, dass das nur ein Vorwand ist, um ständig weiter den Sozialstaat
abzubauen und gerade bei allem, was notwendig ist, kürzen zu können. Das
scheue Reh Kapital darf schließlich nicht mit Steuererhöhungen verschreckt
werden,  sodass  die  Lasten  immer  weiter  nach  unten  verlagert  werden,
nämlich zu jenen, die ohne gerade massiv unter Druck stehen.

So sollen auch bei den Jugendmigrationsdiensten auch 30 Mio. Euro gespart
werden.  Dadurch  werden  migrantische  Jugendliche  nochmal  mehr
abgehängt. Auch die Streichung des Garantiefond Hochschule (Beratung von
studierwilligen  migrantischen  Jugendlichen)  sorgt  dafür,  dass  rassistisch
unterdrückte  Menschen  weniger  Chancen  auf  einen  besseren  Abschluss
haben und damit die Ungerechtigkeiten in der Bildung noch größer werden.

Dazu  sollen  immer  mehr  Jugendclubs  geschlossen  werden.  Orte  für
Jugendliche  zum  Ausprobieren  und  Leben  gibt  es  kaum  noch.
Freizeitangebote  werden  immer  teurer,  während  unsere  Eltern  immer
weniger verdienen und wir, wenn wir Arbeit finden, nicht mal Recht auf den
Mindestlohn haben.

In den Schulen und der Bildung herrscht das absolute Chaos, aber auch da
wird massiv gekürzt. Statt den Personalmangel anzugehen, sollen die Klassen
noch  größer  werden  und  eine  Lehrkraft  mehrere  Klassen  gleichzeitig
unterrichten. Die Gebäude sind marode und gefährden unsere Gesundheit.
Zudem findet auf Kosten von Kindern und Jugendlichen eine zunehmende
Privatisierung  in  Bereichen  unseres  Lebens  statt.  Wer  mit  Kindern  und
Jugendlichen Profite machen möchte,  hat  kein Interesse an einem Guten
Leben für diese!

Widerstand aufbauen!
Gerade  wenn  wir  uns  anschauen,  dass  mal  eben  100  Milliarden  für
Aufrüstung  ausgegeben  werden  konnten,  7  Milliarden  zur  Rettung  der
Lufthansa und vieles mehr, ist klar: Die Regierung hat kein Interesse daran,
dass  wir  als  Kinder  und  Jugendliche  ein  sicheres  Zuhause,  eine



bedarfsorientierte Bildung und lebenswürdige Zukunft  haben.  Für unsere
Interessen  müssen  wir  selbst  kämpfen  und  dürfen  uns  nicht  auf  die
Regierung  oder  das  kapitalistische  System  verlassen.  Der  Kapitalismus
braucht viele billige Arbeitskräfte, gerade in Krisenzeiten, daher ist es gut,
wenn wir so schnell wie möglich den Bildungsweg durchrasen und dann auf
den  Arbeitsmarkt  kommen.  Wenn  wir  nicht  zum  Kanonenfutter  der
herrschenden Klasse werden wollen, wenn wir verhindern wollen, dass die
Krise  auf  unserem Rücken  abgewälzt  wird,  müssen  wir  uns  gemeinsam
organisieren  an  den  Schulen  und  Unis.  Es  braucht  auch  für  uns  eine
demokratisch  organisierte  Gewerkschaft,  um  für  unsere  Interessen  zu
kämpfen.

Treten  wir  gemeinsam  ein  für  unsere
Forderungen!

Für massive Investitionen in unsere Bildung! Für kleinere Klassen
und  eine  gemeinsame  Schule  für  alle  ohne  Diskriminierung,
Entmündigung  und  Druck!
Für  selbstverwaltete  Freiräume  und  Jugendzentren!  Kostenloser
Zugang zu Freizeitangeboten!
Für den Ausbau der Einrichtungen der Jugendhilfe! Für ein Ende der
ökonomischen Abhängigkeit!


